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Also, die Nagelprobe wird gemacht, indem wir 
schauen, wo es eine wirkliche Innovation gibt und 
wie das Standing des Landesvorsitzenden ist. 

(Zuruf von der FDP: Warum reden Sie nicht 
zum Thema, Frau Beer? Wissenschaft und 
Hochschule!) 

Herr Pinkwart, ich weiß auch, dass die FDP auf 
der Bundesebene schon ein bisschen weiter ist – 
wie wir auch in allen anderen Debatten in den 
Bundesländern wesentlich weiter sind als in Nord-
rhein-Westfalen. 

Ich wünsche mir also, dass Sie auch zu diesem 
Innovationsaspekt und zu Ihrem Vorstoß hier 
noch etwas sagen. Sonst fehlt uns heute Morgen 
einfach etwas. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Beer. – Als Nächster hat Herr Kolle-
ge Löttgen für die Fraktion der CDU das Wort. 

Bodo Löttgen (CDU): Frau Präsidentin! Sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen 
und Herren! Auch wenn der letzte Beitrag Ansätze 
von Humor zeigte, muss ich sagen 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Hatte!) 

– ja, das habe ich gesagt, das habe ich ja zuge-
geben –, dass die zusätzlichen Beiträge der Op-
position mir nur einen einzigen Erkenntnisgewinn 
gebracht haben: Sie haben bedauernswert weni-
ge Kenntnisse darüber, was positive Faktoren für 
ein Innovationsklima sind. 

(Beifall von der CDU) 

Sie wollen die Realität der Zahlen einfach nicht 
anerkennen, und das aus einem einzigen Grund: 
weil sie den Aufwärtstrend in den Bereichen Wis-
senschaft, Forschung und Technologie unter die-
ser Regierung dokumentieren. 

Ich will Ihnen daher abschließend ein Zitat vortra-
gen, das die Situation meines Erachtens sehr 
richtig beschreibt:  

„Der Verstand der Menschen ist von dreierlei 
Art. Entweder sie erkennen alles von selbst o-
der nur dann, wenn sie von anderen darauf 
hingewiesen werden, oder sie verstehen weder 
etwas von selbst noch mithilfe anderer.“ 

Zur Gruppe der Letzteren gehören Sie. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von der SPD: 
Sie haben wohl von allen Dreien etwas?) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Löttgen. – Weitere Wortmeldungen liegen 
mir nicht vor. Ein Blick in die Runde: Bleibt das 
auch so? – Dann sind wir am Schluss der Bera-
tung über Einzelplan 06.  

Die Abstimmung werden wir nach den Beratungen 
über den nächsten Einzelplan durchführen, weil 
wir verabredet haben, zwischen 12 und 14 Uhr 
keine Abstimmungen vorzunehmen. 

Ich rufe Einzelplan 10 auf: 

Ministerium für Umwelt und Naturschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 

Ich weise auf die Beschlussempfehlung Drucksa-
che 14/5510 und die Änderungsanträge der Frak-
tion der SPD, der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
und des Kollegen Sagel mit den laufenden Num-
mern 66 bis 75 hin. 

Ich eröffne die Beratung über die Teilbereiche 
„Umwelt und Naturschutz“, „Verbraucherschutz“ 
und „Landwirtschaft“ und gebe zunächst der Kol-
legin Schulze für die Fraktion der SPD das Wort. 

Svenja Schulze (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Wir reden jetzt über den Ein-
zelplan 10, das heißt über den Einzelplan für die 
Bereiche Umwelt, Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherpolitik.  

Wenn man sich diesen Einzelplan ansieht, kann 
man ganz genau erkennen, was die schwarz-
gelbe Landesregierung in der Umweltpolitik und in 
der Verbraucherpolitik macht: Sie senkt Stan-
dards. Sie fährt diesen Ansatz systematisch her-
unter. 

Ich will das heute an zwei Punkten verdeutlichen. 
Was die Verbraucherpolitik betrifft, so wissen Sie, 
dass wir hier in den letzten Jahren viele Skandale 
hatten, etwa PFT und Gammelfleisch. Wir haben 
über Medikamente im Wasser und über vieles an-
dere mehr gesprochen. 

Die Antworten muss man den Mitgliedern dieser 
Landesregierung jedes Mal einzeln aus der Nase 
ziehen. Aus Sicht der Verbraucherinnen und 
Verbraucher ist es ganz schwierig, wirklich Ant-
worten zu bekommen. 

Das Gleiche gilt für den Klimaschutz. Man sollte 
meinen, dass man, wenn man einen solch großen 
Etat hat, wirklich auf die Herausforderungen in der 
Klimapolitik reagiert. Aber man bekommt gar kei-
ne Antworten.  

Frau Thoben erklärt uns hier im Parlament, das 
sei der Bereich, für den sie zuständig sei, sie sei 



Landtag  06.12.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/77 
 

 

 

9000

Klimaschutzministerin. Bei der Einbringungsrede 
im Ausschuss haben wir gehört, der Klima-
schutzminister sei Herr Uhlenberg. Also ist noch 
nicht einmal geklärt, wer eigentlich für den Be-
reich zuständig ist. 

Sie hatten zunächst 250.000 € dafür eingestellt. 
Dann ist Ihnen aufgefallen, dass das ja wohl doch 
ein bisschen wenig ist, um etwas gegen den Kli-
mawandel zu tun. Dann haben Sie einen Fonds 
aufgelegt. Diesen Fonds speisen Sie mit den Ver-
kaufserlösen aus Aktien. Ich finde, das zeigt am 
deutlichsten, wie Sie Klimapolitik begreifen. Sie 
sind davon überzeugt, das ist ein einmaliges Pro-
jekt, wir machen jetzt einmal ein Jahr Klima-
schutzpolitik, und dann hat es sich. 

So kann man aber mit diesem wichtigen Thema 
nicht umgehen. Klimawandel ist leider kein zeitlich 
befristetes Projekt. Das ist nichts, was man einmal 
hier kurz im Haushalt anreißt, und dann ist es das. 
Klimaschutz braucht ein Konzept, braucht langfris-
tig angelegte Maßnahmen. Vielleicht können Sie 
einmal bei Frau Merkel und bei der Bundesregie-
rung nachfragen, wie man so etwas macht. Ein 
Land wie Nordrhein-Westfalen hätte das auf jeden 
Fall nötig. Wenn Sie da keine eigenen Ideen ha-
ben, schreiben Sie doch wenigstens das fort, was 
wir hier über viele Jahre gemacht haben. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Ministerin 
Christa Thoben: Das wäre ganz schön teu-
er!) 

– Ja, Frau Thoben, das ist ganz interessant. Sie 
rufen hier dazwischen, das wäre ganz schön teu-
er. Wir wissen doch inzwischen, dass uns, wenn 
wir im Klimaschutz nichts tun, das viel, viel teurer 
kommt, als wenn wir jetzt endlich etwas machen 
und in diesen Bereich hineingehen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Ministerin 
Christa Thoben: Wer tut denn nichts?) 

Sie haben im letzten Jahr hier eine ganze Menge 
Gesetze durchgebracht. Sie haben allein fünf Ge-
setzesvorhaben, Landschaftsgesetz, Landeswas-
sergesetz, Wasserverbandsgesetz, Forstreform 
und Kommunalisierung der Umweltverwaltung, in 
diesem Jahr auf den Weg gebracht. Sie legen uns 
hier einen Haushalt vor, bei dem man erwarten 
könnte, dass Sie uns sagen, wie Ihre Antworten 
auf die Zukunftsfragen aussehen. Aber alle diese 
Gesetze und dieser Haushalt dokumentieren nur 
eines: Sie senken Standards ab. Sie nehmen die 
Herausforderungen, die sich in diesem Bereich 
stellen, nicht ernst. Sie dokumentieren das in die-
sem Haushalt ganz deutlich. 

Ich will Ihnen aber auch einen zweiten Bereich 
nennen, bei dem ich glaube, dass Sie in die völlig 
falsche Richtung laufen. Sie wissen, wie wichtig 
im Naturschutz das Ehrenamt ist. 

(Holger Ellerbrock [FDP]: Ja!) 

Wenn wir alles das, was Ehrenamtliche hier in 
Nordrhein-Westfalen leisten, bezahlen müssten, 
würde dieser Haushalt sicherlich nicht reichen. 
Die Arbeit, die diese Menschen da leisten, ist e-
norm. In NRW sind beim Naturschutzbund, beim 
BUND und bei der LNU fast 400.000 Menschen 
aktiv, 400.000 Menschen, die ehrenamtlich für 
den Naturschutz arbeiten. Wir sollten heute hier 
die Gelegenheit nutzen, diesen Menschen auch 
von hier noch einmal für das zu danken, was sie 
da leisten. 

(Allgemeiner Beifall) 

Der schwarz-gelben Landesregierung ist das, was 
da passiert, aber offensichtlich suspekt. Anders 
kann ich es mir nicht erklären, dass Sie ausge-
rechnet da kürzen, wo es um die Förderung des 
Ehrenamts geht, wo es darum geht, die Knoten zu 
knüpfen, damit Ehrenamtliche wirklich in Netzwer-
ken aktiv werden können, und wo es darum geht 
zu helfen, damit kommunal etwas angestoßen 
wird. Sie kürzen beim Landesbüro der Natur-
schutzverbände. Sie kürzen bei Verbändeve-
ranstaltungen für die Naturschutzakademie. Sie 
kürzen bei der Stiftung Naturschutz. Sie kürzen in 
Ihren Änderungsanträgen, die die CDU einge-
bracht hat, noch einmal bei den Verbänden. 

Sie schaden damit nicht nur den einzelnen kleinen 
Initiativen vor Ort. Sie schaden den Kommunen. 
Sie schaden all denen, die da vor Ort aktiv sind. 
Sie schaden damit der Umwelt- und Naturschutz-
politik insgesamt. 

Ich will zusammenfassen, was Sie in diesem Ein-
zelplan darlegen. Der Umweltetat ist für Schwarz-
Gelb eindeutig die Melkkuh. Hier wird Geld he-
rausgenommen. Sie haben keine eigenen Ideen 
für die Umweltpolitik der Zukunft. Sie haben keine 
Ideen, wie es mit dem Naturschutz weitergehen 
soll. Sie haben keine Ideen für eine innovative 
Verbraucherschutzpolitik. Der Einzelplan 10 ist ein 
einziger Steinbruch. Da wird Geld herausgenom-
men. Da wird Geld weggenommen. Da wird nicht 
innovativ nach vorne gearbeitet. 

Ich sage zusammenfassend: Sie treten das Eh-
renamt hier in Nordrhein-Westfalen mit Füßen. 
Sie schaden den Aktiven, wo Sie können. Sie ha-
ben keinerlei Antworten auf den Klimawandel. Sie 
senken außerdem die Standards ab, wo Sie kön-
nen. 
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Diesem Einzelplan kann meine Fraktion auf gar 
keinen Fall zustimmen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Schulze. – Als Nächstes hat für die 
Fraktion der CDU die Kollegin Fasse das Wort. 
Bitte schön.  

Marie-Luise Fasse (CDU): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Im 
Bereich des MUNLV werden wie in den vergan-
genen Jahren einerseits zielstrebig und dennoch 
nachhaltig Beiträge zur Haushaltskonsolidierung 
geleistet und andererseits der Naturschutz, der 
Umweltschutz, der Gewässerschutz, der Hoch-
wasserschutz und die Luftreinhaltung weiter aus-
gebaut. 

(Jürgen Unruhe [SPD]: Steinbruch! Das ha-
ben wir gerade gehört!) 

Insgesamt wird ein Haushaltskonsolidierungsbei-
trag in Höhe von 28 Millionen € geleistet, wobei 
die Minderausgaben bei fast 8 Millionen € liegen. 
Anders als bei der früheren Landesregierung wer-
den vor dem Hintergrund der klaren Kosten- und 
Nutzenanalysen die Haushaltsmittel auf ökono-
misch und ökologisch notwendige Bereiche und 
Projekte konzentriert. Ein effizienter Mitteleinsatz 
stellt sicher, dass auch in Zukunft Natur-, Umwelt-
, Gewässer- und auch Hochwasserschutz auf ei-
nem hohen Niveau weiterentwickelt werden. 

Die enorm hohe Neuverschuldung in den letzten 
Wahlperioden hat auch dazu geführt, dass Um-
weltprojekte nicht nach Qualität, sondern oftmals 
nach Quantität priorisiert und gefördert wurden.  

Wir kennen die vielfältigen Wunschzettel, die es 
im Geschäftsbereich des MUNLV gibt. Allerdings, 
meine Damen und Herren, ist an Geschenke für 
das Jahr 2008, besonders am heutigen 6. De-
zember, dem Nikolaustag, leider nicht zu denken. 
Denn würden wir Geschenke verteilen, würde das 
Neuverschuldung bedeuten, die dann in den 
nächsten Jahren bezahlt werden müsste. Wir ma-
chen also im Vergleich zur alten Landesregierung 
keine Pseudo-Geschenke und finanzieren den 
Haushalt solide. 

Auch kann die Rute im Sack bleiben, meine Da-
men und Herren, denn das Verständnis der Bür-
gerinnen und Bürger für die Sparmaßnahmen ist 
groß. Mit dem Koalitionsvertrag haben wir den 
Menschen in Nordrhein-Westfalen neue Chancen 
zugesagt, 

(Jürgen Unruhe [SPD]: Neue Enttäuschun-
gen!) 

was bedeutet, dass die natürlichen Lebensgrund-
lagen vor dem Hintergrund ökologischer und auch 
ökonomischer Vernunft gesichert werden müssen. 

(André Stinka [SPD]: Deswegen gehen auch 
alle auf die Straße!) 

Das bedeutet insbesondere im Bereich des Natur- 
und Umweltschutzes, dass wir neben den wirt-
schaftlichen Grundlagen vor allem die natürlichen 
Lebensgrundlagen für die Menschen nicht nur er-
halten, sondern verbessern müssen. Das zeigt 
sich zum Beispiel in der Gestaltung und Nutzung 
unserer Landschaften, in der weiteren Verbesse-
rung der Gewässerqualität und der Luftqualität, in 
der Behebung von Zivilisationsschäden und im 
Hochwasserschutz. 

Bereits im vergangenen Jahr haben wir zugesagt, 
dass keine weiteren Kürzungen bei Förderpro-
grammen und bei Sachausgaben vorgenommen 
werden sollen. Durch neue Schwerpunktsetzun-
gen zum Beispiel im Natur- und Umweltschutz 
konnten erhebliche Qualitätsverbesserungen her-
beigeführt werden. Auch im Umweltschutz gilt: 
Qualität vor Quantität und Stärken stärken.  

Insbesondere im ehrenamtlichen Naturschutz zei-
gen wir uns als verlässlicher Partner, zum Beispiel 
bei den Biologischen Stationen. Auch im Verbrau-
cherschutz, zu dem ich später noch sprechen 
werde, haben wir klare Vereinbarungen getroffen 
und geben Finanzierungssicherheit. Im Vergleich 
zu den Vorjahren haben wir sogar die Finanzmittel 
für ehrenamtlichen Naturschutz um 311.000 € 
aufgestockt, Frau Schulze. 

(Beifall von der CDU – Svenja Schulze 
[SPD]: Da rechnen Sie falsch!) 

Ein deutlicheres Zeichen für die Anerkennung der 
ehrenamtlichen Tätigkeiten kann man doch wohl 
kaum setzen. 

Auch in kleinsten Bereichen versuchen wir zu hel-
fen. Dies zeigt sich darin, dass wir den Kleingärt-
nern, denen im vergangenen Jahr die Geschäfts-
stelle abgebrannt ist, mit 30.000 € unter die Arme 
greifen, damit die Mitglieder nicht zusätzlich be-
lastet werden. 

Ein besonderes Anliegen der Koalitionspartner ist 
es, die Landeskofinanzierungen für Bundes- und 
EU-Programme sicherzustellen. Wir sind uns dar-
über im Klaren, dass hier erhebliche Finanzmittel 
gebunden werden, und bemühen uns, über Quali-
tätssteigerungen bei Umsetzung der Programme 
das Niveau der Förderung weiter zu erhöhen. 
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Wir sind besonders stolz darauf, dass wir die von 
der Opposition immer infrage gestellten erforderli-
chen Mittel zur Beseitigung der Kyrill-Schäden zur 
Verfügung stellen können. Durch die vielfältigen 
Bemühungen der Landesregierung konnten auch 
hier erhebliche Mittel der Europäischen Union 
eingeworben werden, womit den Waldbauern 
kurz- und mittelfristig geholfen werden kann. 

Im Haushalt 2007 wurde erstmals erreicht, inten-
sive Naturschutzmaßnahmen als Maßnahmen 
des ländlichen Erbes in der EU-Kofinanzierung 
entsprechend der ELA-Verordnung aufzunehmen. 
Darüber hinaus erhält der Haushalt 2008 nunmehr 
zusätzliche EU-Kofinanzierungsmittel für das Ziel-
2-Programm NRW 2007 bis 2013. Auf diese Wei-
se werden NATURA-2000-Gebiete für den Tou-
rismus erschlossen, und durch die EU-
Mitfinanzierung wird der Landeshaushalt leicht 
entlastet. 

Für diesen Bereich stehen im Jahr 2008 mit den 
Landesmitteln damit insgesamt Fördermittel in 
Höhe von 5,4 Millionen € zur Verfügung. Geför-
dert werden dadurch Arten- und Biotopschutz-
maßnahmen. Es werden Entwicklungs- und Pfle-
gekonzepte erstellt, um auf entsprechende Weise 
die NATURA-2000-Verpflichtungen zu erfüllen. 

Meine Damen und Herren, in der vergangenen 
Woche hat der Umweltminister die Leaderregio-
nen in Nordrhein-Westfalen bekanntgegeben. In 
einem Ideenwettbewerb haben sich Kreise und 
kreisfreie Städte für die Förderperiode 2007 bis 
2013 qualifiziert. Diese hervorragenden, vor Ort 
mit zahlreichen Akteuren entwickelten Ideen wer-
den in ihrer Umsetzung über das NRW-Programm 
„Ländlicher Raum“ mit etwa 18 Millionen € aus 
EU-Mitteln mitfinanziert. 

(Jürgen Unruhe [SPD]: Da hatten einige 
mehr erwartet!) 

An dieser Stelle wird wieder einmal deutlich, mei-
ne Damen und Herren, dass Projekte nicht an ei-
nem Behördenschreibtisch entwickelt werden 
müssen, sondern aus den jeweiligen Bereichen 
kommen sollten, womit selbstverständlich eine 
hohe Identifizierung und die Bereitschaft zum eh-
renamtlichen Engagement gefördert werden. 

Wir halten es für eine hervorragende Arbeitswei-
se, dass in Zusammenarbeit mit der Landesar-
beitsgemeinschaft der Naturparke Nordrhein-
Westfalen in Zukunft alle drei Jahre ein Wettbe-
werb ausgeschrieben wird. Mit diesem Wettbe-
werb soll zum einen das Naturerbe unserer Hei-
mat für nachkommende Generationen geschützt 
und erhalten und zum anderen das Naturschutz-

engagement bei Bürgerinnen und Bürgern gestei-
gert werden. 

Auch hier wird wiederum deutlich, dass sich im 
Wettbewerb Projekte qualifizieren und Abschied 
von einer in der Vergangenheit geförderten Klien-
tel-Politik genommen wird. 

Liebe Freunde, das eigentliche Nikolausgeschenk 
hat Ihnen Umweltminister Uhlenberg mit dem 
neuen Alleenkalender gemacht. 

(Beifall von Reiner Priggen [GRÜNE]) 

Sie waren sicherlich genauso wie ich von der 
Schönheit und Faszination, die von diesen Bildern 
ausgeht, und von dem Anblick dieser die Land-
schaft prägenden Baumreihen begeistert. Das von 
der Opposition oftmals kritisierte 100-Alleen-
Programm wird uns über lange Zeiträume nicht 
nur Motiv für Kalenderbilder sein, sondern tagtäg-
lich zahlreiche Menschen in unserem Land die 
Schönheiten unserer Natur in vielfältigen Jahres-
wechseln erlebbar machen. Im kommenden Früh-
jahr werden wir mit Bürgerinnen und Bürgern un-
seres Landes wieder zahlreiche Alleen pflanzen, 
wofür wir bis 2010 Finanzhilfe zugesagt haben.  

Das Geheimnis des Erfolgs dieser Aktion liegt un-
verkennbar darin, dass wir gemeinsam mit den 
Menschen vor Ort die Umwelt verändern und da-
durch eine außerordentlich hohe Akzeptanz fin-
den. 

Grundvoraussetzung für eine nachhaltige Um-
weltpolitik ist die strategische Ausrichtung von 
Maßnahmen. Mit der Veröffentlichung des Um-
weltberichts 2006 wurde erstmals eine Grundlage 
geschaffen, Umweltleistungen, aber auch Not-
wendigkeiten zu bewerten. Durch die ständige Ak-
tualisierung dieses Umweltberichts werden Ursa-
chen, Gründe und Ziele für den Bürger erkennbar. 

(André Stinka [SPD]: Dann müssen Sie ei-
nen anderen Bericht haben!) 

Aus diesen Erkenntnissen entwickelt sich das 
Umweltbewusstsein auch bei Ihnen, Herr Stinka, 
und damit ebenfalls die Akzeptanz für notwendige 
Maßnahmen in allen Bereichen der Umwelt. 

Die Koalitionsfraktionen sind im Gegensatz zu 
den Oppositionsfraktionen von der Leistungsfä-
higkeit und auch Leistungskraft unserer Städte 
und Gemeinden überzeugt. Vor diesem Hinter-
grund sind wir sicher, dass durch die weitgehende 
Kommunalisierung der Zuständigkeiten im Um-
weltrecht Entscheidungen schneller und vor allem 
ortsnah getroffen werden können. 
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Dies geschieht vor allem, weil wir Verwaltungs-
wege vereinfachen und damit die Genehmigungs-
verfahren für die Bürger kürzer und effizienter 
werden. In der modernen Umgangssprache nen-
nen wir das heute „Zaunprinzip“. 

Nordrhein-Westfalen ist eines der leistungsstärks-
ten Bundesländer und das führende Land in der 
Umwelttechnologie. 

(Jürgen Unruhe [SPD]: Ja!) 

Unser ehrgeiziges Ziel ist es, Wirtschaft und Um-
welt in einem moderierten Dialogprozess zusam-
menzuführen. Ziel dieses Dialogs „Umwelt und 
Wirtschaft“ ist es, gemeinsam Umweltziele zu 
formulieren und umzusetzen. 

Dies gilt insbesondere in den Bereichen Immissi-
onsschutz, Gewässerschutz, Abfall und Boden-
schutz sowie für den Umgang mit den natürlichen 
Ressourcen. Wir sind der festen Überzeugung, 
dass die Bereitschaft zur Verbesserung der Um-
weltqualität eher in gemeinsamen Gesprächen 
und Vereinbarungen erreicht werden kann, anstatt 
durch Ordnungsrecht Blockaden herbeizuführen. 

Meine Damen und Herren, meine Redezeit läuft 
ab. Ich möchte noch kurz auf einige Schwerpunk-
te eingehen.  

Die Weiterentwicklung der Kreislaufwirtschaft ist 
ein wichtiges Anliegen. Ziel ist es, Ressourcen zu 
schonen und bei der Beseitigung von Abfällen die 
Umwelt zu entlasten. Die folgenlose und umwelt-
verträgliche Beseitigung von Abfällen ist daher ein 
Kernpunkt unserer neuen Umweltpolitik. Auf der 
Grundlage des ersten Abfallwirtschaftsplans für 
Sonderabfälle wollen wir für die nächsten zehn 
Jahre Entsorgungssicherheit für alle in Nordrhein-
Westfalen anfallenden gefährlichen Abfälle ge-
währleisten.  

Die derzeit stattfindende Klimakonferenz auf Bali 
rückt das Bewusstsein für die Luftqualitätsstan-
dards in den Fokus der Weltöffentlichkeit. Um 
auch die ehrgeizigen Ziele unserer Bundeskanzle-
rin Angela Merkel zu unterstützen, werden wir un-
sere Aktivitäten hier verstärken und Luftreinhalte-
pläne und Aktionspläne in allen Landesteilen auf-
stellen, in denen es zu Überschreitungen der zu-
lässigen Grenzwerte für Feinstaub und Stickoxid 
kommt.  

Die neue Landesregierung will Nordrhein-
Westfalen zu einer Modellregion für Umweltkom-
petenz entwickeln, und ich fordere die Oppositi-
onsparteien ausdrücklich auf, uns bei der Umset-
zung dieser ehrgeizigen Ziele zu unterstützen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte dem Kolle-
gen Ortgies auch noch Zeit übrig lassen. Wir se-
hen, dass nach zwei Jahren neuer Landespolitik 
im Umwelt-, Natur- und Verbraucherschutz in un-
serem Land ein nie dagewesener Standard er-
reicht worden ist. Die Koalitionsfraktionen stellen 
mit dem Haushalt 2008 die notwendigen finanziel-
len Mittel zur Verfügung, um die ehrgeizigen Ziele 
im Naturschutz, Umwelt- und Verbraucherschutz 
umzusetzen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Fasse. – Als nächster Redner hat 
für die Fraktion der FDP der Kollege Ellerbrock 
das Wort. 

Holger Ellerbrock (FDP): Frau Präsidentin! Mei-
ne Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Frau Schulze sprach zu Anfang ihrer 
Rede davon … 

(Lachen von Svenja Schulze [SPD]) 

– Ja, Frau Schulze, wir sind hier im Plenarsaal – 
ich höre zu – mit der Möglichkeit von Rede und 
Gegenrede.  

(Beifall von der CDU) 

Deswegen gehe ich darauf ein. Das ist nicht nur 
ein Ablesen von Reden; das unterscheidet uns 
vielleicht. – Sie beklagen am Anfang Ihrer Rede 
die Kürzungen, zum Beispiel auch bei den 29er-
Verbänden oder im Ehrenamt. Dazu Folgendes: 

Wir sehen das Ehrenamt und die Naturschutzver-
bände, deren Arbeit wir achten, als Teil dieser 
Gesellschaft – da unterscheiden wir uns grund-
sätzlich – und nicht wie Sie unter „Naturschutz“ 
und außerhalb der Sparnotwendigkeiten stehend, 
wie Sie es mit missionarischem Tunnelblick tun. 

Ich will in dem Zusammenhang nicht wieder an-
sprechen, wie viel Schulden wir von Ihnen über-
nommen haben, dass Sie dieses Land nicht nur 
an den, sondern in den finanziellen Ruin getrieben 
haben. Darüber können wir gerne noch einmal 
länger diskutieren.  

Auch die Verbände müssen wie in anderen Berei-
chen Sparmaßnahmen ertragen. Aber wir haben 
etwas Wesentliches dagegen gesetzt, nämlich ei-
ne politisch verlässliche Kalkulationsgrundlage 
über einen langen Zeitraum. Das ist mehr als 
manche finanzielle Wunderkerze, mehr als ein 
Langhangeln am Haushaltsplan von Jahr zu Jahr. 
Das ist ein grundsätzlicher Unterschied. 
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Der eingeschlagene Konsolidierungskurs der 
Landesregierung ist ohne Alternative. Wir als FDP 
unterstützen dies ausdrücklich. Das bedeutet aber 
nicht, dass wir den Anspruch, hier gestalterisch zu 
wirken, aufgeben. Frau Kollegin Fasse hat in einer 
Tour d’Horizon umfassend dargestellt, welche 
Themen in diesem Haushalt angesprochen wur-
den, wie seine neuen Zielsetzungen lauten und 
wo die Schwerpunkte liegen. Dafür, Frau Kollegin, 
danke ich Ihnen ausdrücklich, dass ich all das 
nicht schildern muss. Die umfangreiche Darstel-
lung fand ich richtig prima. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Das ist doch 
ein Leben!) 

– Nein, das muss man doch mal sagen. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: So einen Koa-
litionspartner zu haben, finde ich klasse!) 

– Herr Kollege Remmel, das ist für Sie natürlich 
etwas völlig Neues, dass wir als Koalitionspartei-
en achtungs- und respektvoll miteinander umge-
hen und die Leistungen akzeptieren.  

(Beifall und Lachen von Svenja Schulze 
[SPD]) 

Das ist für Sie etwas völlig Neues. Das kann ich 
nachvollziehen. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Staatsschau-
spieler!) 

Deswegen finde ich es auch gut, dass Sie das so 
darstellen.  

Also: Die Menschen wissen, dass SPD und Grüne 
das Land in eine unangenehme, aus meiner Sicht 
unverantwortliche Situation gebracht haben. 

(Zuruf von Johannes Remmel [GRÜNE]) 

Der Kollege wollte eine Zwischenfrage stellen. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Er hat keine 
angemeldet, Herr Kollege. Sonst hätte ich Sie 
schon unterbrochen. 

Holger Ellerbrock (FDP): Ich kann mir nicht vor-
stellen, dass der Kollege dazwischenruft. Das 
macht der nicht; das glaube ich nicht. 

(Heiterkeit und Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Ellerbrock, ich will Sie nicht desillusionieren; aber 
es könnte sein, dass Sie das gerade erlebt haben.  

Holger Ellerbrock (FDP): Oha, dann werde ich 
nächstes Mal anders reagieren müssen, Frau 
Präsidentin. Danke für den Hinweis. 

(Beifall von Johannes Remmel [GRÜNE]) 

Meine Damen und Herren, ein wichtiger Problem-
kreis, den wir angehen wollen, ist der Verbrau-
cherschutz. Wir als FDP sagen immer: Nur der 
informierte Bürger ist ein mündiger Bürger. Nur 
der informierte Verbraucher ist ein mündiger 
Verbraucher. Wir wollen, dass der Verbraucher 
auf Augenhöhe mit Produzenten und Handel dis-
kutieren kann, um seine Marktmacht zu nutzen. 
Dazu gehört für uns eine unabhängige Ver-
braucherberatung.  

Neben anderen Institutionen leisten auch die 
Verbraucherzentralen einen wesentlichen Beitrag, 
damit die Verbraucher ihre Marktmacht nutzen 
können. Wir haben zwar die absolute Summe der 
Zuwendung für die Verbraucherzentrale auf 
8,8 Millionen € reduziert, aber erstmalig politisch 
verlässlich kalkulierbar abgesichert auf einen Zeit-
raum für die gesamte Legislaturperiode. Das hat 
der neue Vorstand der Verbraucherzentrale, Herr 
Müller, ausdrücklich positiv dargestellt. Das dürfen 
wir nicht vergessen – darauf sind wir sehr stolz –, 
dass wir auch die Verbraucherzentrale auf unse-
ren Weg gebracht haben. 

Wir wollen die Vereinbarung „Verbraucherschutz 
gezielt stärken, Informations- und Beratungsan-
gebote für die Verbraucherinnen und Verbraucher 
in Nordrhein-Westfalen sichern!“ zwischen Lan-
desregierung und Verbraucherzentrale NRW mit 
Leben erfüllen. Darin bekennt sich die Landesre-
gierung zu einer verlässlichen Kalkulationsgrund-
lage – selbstverständlich vorbehaltlich der Zu-
stimmung des Parlaments, Herr Minister. Das 
müssen wir natürlich sagen: Die Landesregierung 
ist Exekutive, dem Parlament nachgeordnet. Ab 
und an muss ich noch einmal den Parlamentsvor-
behalt „vorbehaltlich der Zustimmung des Parla-
ments“ darstellen.  

Die Gespräche mit dem Koalitionspartner zeigen, 
dass wir hier auf einer vertrauensvollen Basis a-
gieren. Deswegen ist die Festlegung dieser insti-
tutionellen Förderung der VZ eine verlässliche 
Kalkulationsgrundlage. Diese Zusage befreit die 
Verbraucherzentrale vom politischen Gängelband 
der Vorgängerregierung. Das muss man mal deut-
lich sagen, und diese Freiheit, diese Verantwor-
tung schätzt auch die Verbraucherzentrale. 

Ehrenamtlicher Naturschutz: Ehrenamtlicher Na-
turschutz, Frau Kollegin Schulze – da habe ich 
Ihnen ausdrücklich Beifall gezollt –, ist eine wich-
tige Aufgabe, die wir hoch achten sollten, und wir 
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als Koalitionsfraktion achten sie auch hoch. Wir 
haben uns aber entschieden, noch einen neuen 
Haushaltsansatz einzubringen, damit die Gruppen 
des ehrenamtlichen Naturschutzes, die noch nicht 
in Verbänden organisiert sind, ebenfalls unter-
stützt werden. Das ist etwas ganz Neues. Wir sind 
auch stolz darauf, dass wir das so hinbekommen 
haben; denn hiermit wird auch privates Engage-
ment wirklich unterstützt. 

Wie bei den Verbraucherzentralen haben wir auch 
bei den Biologischen Stationen – zwar auf einem 
etwas niedrigeren Niveau, aber langfristig verläss-
lich kalkulierbar und auch hier politisch abgesi-
chert – eine finanzielle Basis geschaffen, die sie 
früher nicht hatten. Auch dafür sind die Biologi-
schen Stationen dankbar. 

Hinsichtlich des Hochwasserschutzes hat Frau 
Kollegin Fasse schon Ausführungen gemacht. 
Auch an dieser Stelle zeigt sich die Verlässlichkeit 
dieser Landesregierung dahin gehend, dass die 
bereitgestellten Summen längerfristig kalkulierbar 
sind. Im Übrigen teile ich – wie wir alle in diesem 
Hause, glaube ich – die Auffassung, dass Hoch-
wasserschutz eines der zentralen Themen ist. 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

Die Landwirtschaftskammern wollte Rot-Grün he-
runterfahren, letztendlich abschaffen und durch 
eine staatliche Agrarverwaltung ersetzen. Nun-
mehr haben wir es geschafft, die Landwirtschafts-
kammer, die auch ihren eigenen Restrukturie-
rungsbeitrag leistet, finanziell zu konsolidieren. 

In diesem Zusammenhang erinnere ich daran, 
dass Kammerdirektor Hanebrink dem Ausschuss 
seine Vorstellungen dargestellt hat – sogar unter 
Beifall und Zustimmung der SPD. Und da habe 
ich einen Fehler gemacht. Ich habe nämlich ge-
dacht, diese Zustimmung zu den Restrukturie-
rungsbemühen sei inhaltlich begründet gewesen. 
In den Haushaltsanträgen werden jetzt weitere 
Kürzungen gefordert. Dass die Grünen Kürzungen 
wollen, habe ich erwartet; das ist klar. Aber die 
SPD? Im Ausschuss zollt sie in Anwesenheit der 
Kammerangehörigen Beifall und sagt populistisch: 
Jawohl, das finden wir alles gut. – Wenn es ans 
harte Tagesgeschäft geht, sagt sie aber: Nein, 
hier wollen wir Kürzungen. Das ist unehrlich!  

(Beifall von der CDU) 

Meine Damen und Herren, das ist nicht verläss-
lich. Aus meiner Sicht ist das schofelig. Ich kann 
mir auch nicht vorstellen, dass unsere ehemalige 
Kollegin Irmgard Schmid so etwas jemals mitge-
macht hätte. Das kann nicht richtig sein. 

Das nächste Thema, das hier emotional hochge-
kocht wird, ist der Verkauf von Wald. Der Landes-
betrieb Wald und Holz NRW wird einmalig einen 
Beitrag in Höhe von 21,5 Millionen € zur Haus-
haltssanierung leisten. Damit wird auch Sinnvolles 
geschaffen. Auf der anderen Seite erfolgt nämlich 
der Ankauf von Flächen des Retentionsraums Or-
soyer Land. Das ist sicherlich auch eine sinnvolle 
Verknüpfung zwischen Forstwirtschaft und Hoch-
wasserschutz. Dies zeigt, dass die Abteilungen im 
Hause nicht nebeneinander tätig sind, sondern 
gebündelt zusammenarbeiten. 

Wir als Fraktionen von FDP und CDU haben aber 
klargestellt, dass die Erwirtschaftung dieses ein-
maligen Betrages vorrangig durch den Verkauf 
von Immobilien, Nebenflächen und Nichtwaldflä-
chen erfolgen soll. Das ist für uns völlig unprob-
lematisch. 

Überlegen wir doch nur einmal, was die Aufre-
gung soll. Über zwei Drittel unseres Waldes sind 
in Privathand und erfüllen die Wohlfahrtsfunktio-
nen des Waldes auf privater Basis. Für dieses 
Engagement der privaten Waldbesitzer sollte man 
hier einfach einmal Dank sagen; denn sie haben 
diese Leistungen wie selbstverständlich über Jah-
re und Jahrzehnte erbracht. 

(Beifall von FDP und CDU) 

An dieser Stelle gebührt natürlich auch der Kolle-
gin Fasse und der Schutzgemeinschaft Deutscher 
Wald ein Lob und ein Dank. 

Meine Damen und Herren, dieses wie selbstver-
ständlich am Gemeinwohl orientierte Engagement 
der Privatwaldbesitzer habe ich gerne zur Kennt-
nis genommen. Das finde ich gut. 

Dem steht allerdings gegenüber, dass jemand mit 
dem Namen Dierdorf durch die Gegend stolpert 
und fern jeder sachlichen Basis vor Ort Emotio-
nen, Misstrauen und Unruhe schürt – wie ich hö-
re, allerdings auch mit zunehmend geringerer Rü-
ckendeckung der eigenen Basis. Die Art und Wei-
se, wie das geschieht, zeigt ganz deutlich, dass er 
sich von einer sachgerechten und sachlichen 
forstpolitischen Diskussion verabschiedet hat. Ich 
bedaure das für die Gewerkschaft, die er vertritt; 
ich bedaure das außerordentlich. 

Meine Damen und Herren, die verbleibende Zeit 
möchte ich später nutzen, um noch auf die Beiträ-
ge von Frau Watermann-Krass und – dort, wo wir 
uns ergänzen können – Herrn Ortgies eingehen 
zu können. – Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 
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Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Ellerbrock. – Als nächster Redner 
hat für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen der 
Kollege Remmel das Wort. Bitte schön, Herr Kol-
lege. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
möchte Ihnen unser Fazit der Haushaltsberatun-
gen über den Einzelplan 10 – Umwelt und Natur-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz – 
nicht vorenthalten. Ich will Sie auch nicht auf die 
Folter spannen. Es ist klar: Die Bereiche Umwelt, 
Naturschutz und Verbraucherschutz haben in 
Nordrhein-Westfalen, aber auch im Bund Gewicht 
verloren – und teilweise auch das Gesicht verlo-
ren. 

(Beifall von den GRÜNEN – Holger El-
lerbrock [FDP]: Ach was!) 

– Ich mache Ihnen das deutlich, Herr Ellerbrock. 
Neulich haben wir – Sie wahrscheinlich auch – die 
Regierungserklärung des Ministerpräsidenten ü-
ber uns ergehen lassen. Sie erstreckte sich über 
22 Seiten. Auf diesen 22 Seiten finden sich, glau-
be ich, zwei Sätze, die sich mit Umweltschutz – 
und dann auch noch mit Klimaschutz – beschäfti-
gen. Zwei ganze Sätze zu zentralen Zukunftsthe-
men dieses Landes, nämlich Umwelt, Naturschutz 
und Verbraucherschutz, in einer Halbzeitbilanz – 
das ist zu wenig, Herr Minister Uhlenberg. 

Dies zeigt auch deutlich – das habe ich schon im 
Ausschuss gesagt; ich wiederhole es hier gerne –, 
dass das Gewicht der Umweltpolitik am Kabinetts-
tisch, dass Ihr Gewicht deutlich abgenommen hat. 

Das lässt sich auch an Zahlen nachvollziehen. 
2006 umfasste der Einzelplan 10 noch gut 900 
Millionen €. Der Ansatz ist jetzt auf 750 Millio-
nen € gesunken. Über zwei Jahre sind es also gut 
15 % weniger. Diese Tendenz wird sich fortset-
zen. 

(Minister Eckhard Uhlenberg: Die Zahlen 
steigen!) 

Die Umweltpolitik hat also Gewicht verloren, Sub-
stanz verloren und damit auch Gesicht verloren. 

Und das setzt sich fort. Gestern haben wir über 
die Reform der Umweltverwaltung diskutiert. Auch 
dies führt im Ergebnis dazu, dass wir in diesem 
Land weniger Umweltschutz und weniger 
Verbraucherschutz haben und dass die Schutz-
bedürfnisse von Natur und Umwelt sowie der 
Menschen massiv beeinträchtigt werden. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Entschuldi-
gen Sie, wenn ich Sie unterbreche, Herr Kollege 
Remmel. Gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Ellerbrock? 

Johannes Remmel (GRÜNE): Ja, sehr gerne. Er 
hätte auch ruhig mal dazwischenrufen können. 

Holger Ellerbrock (FDP): Herr Kollege, es muss 
doch Unterschiede zwischen uns beiden geben. – 
Könnten Sie bei Ihrer Darstellung der finanziellen 
Mittel, die wir als Landtag bereitstellen, bitte auch 
berücksichtigen, dass diese Landesregierung – 
vielleicht anders als die Vorgängerregierung – den 
Umweltschutz sicherlich im Umweltministerium 
verankert, aber gleichzeitig als inzidenten Be-
standteil in anderen Ministerien berücksichtigt, sei 
es im Ministerium für Bauen und Verkehr, sei es 
im Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand und E-
nergie, und ihn als integralen Bestandteil des Re-
gierungshandelns auffasst? Das ist ein ausge-
sprochener Vorteil. Ich bitte Sie, dies bei Ihren 
Ausführungen zu berücksichtigen.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Ich darf, be-
vor der Kollege Remmel die Gelegenheit zur Be-
antwortung bekommt, darauf hinweisen, dass die 
Zwischenfragen kurz zu stellen sind.  

Johannes Remmel (GRÜNE): Herr Kollege El-
lerbrock, wenn es so wäre,  

(Holger Ellerbrock [FDP]: Das ist so!) 

dann wäre ich der Erste, der sagen würde: Prima, 
ihr habt das als Querschnittsaufgabe verankert.  

(Holger Ellerbrock [FDP]: Dann sagen Sie es 
doch!) 

Stattdessen zerhacken, zerpulvern und zerstreu-
en Sie die Umweltpolitik in alle Ressorts, und dort 
versickert sie dann bis zum Nullstand. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das ist nicht das, was wir in diesem Land wollen, 
sondern wir wollen, dass die Umweltpolitik die Zu-
kunft maßgeblich mitbestimmt.  

Eine solche Zukunftsfrage ist bisher unter der Ü-
berschrift „Nachhaltigkeit“ diskutiert worden. 
Nachhaltigkeit kommt sowohl in den Reden des 
Ministers als auch im Einzelplan nicht mehr vor. 
Sie haben das komplett zusammengestrichen. Im 
Konzert der Bundesländer spielt Nordrhein-
Westfalen in der Nachhaltigkeitsstrategie über-
haupt keine Rolle mehr. Wir haben uns völlig aus-
geklinkt. Im Zusammenhang mit dem Thema 
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Nachhaltigkeit haben wir keine Zukunft, meine 
Damen und Herren. 

Letztlich – das wird auch an diesem Einzelplan 
deutlich – hat die Ideologie, die im Koalitionsver-
trag niedergeschrieben worden ist, „Privat vor 
Staat“ auch vor dem Umweltetat keinen Halt ge-
macht. Stichworte sind hier die beabsichtigte Pri-
vatisierung der Lebensmittelkontrolle, die Privati-
sierungsbemühungen im Bereich Abfall, also die 
Tendenz, grau in gelb zu tun und die Kommunen 
aus dem Geschäft zu bringen, und die Absicht, im 
Bereich der Abwasserkanäle zu Privatisierungen 
zu kommen. Das ist Ihre Politik. Hier setzt sich in 
der Tat die FDP durch, zwar nicht sofort, aber auf 
den Schienen, die diese Politik vorschreibt, und 
an der absehbaren Tendenz, die Privatisierung 
des Staatswaldes und des Landesbetriebes weiter 
voranzutreiben, wird das sehr deutlich.  

Die Umweltschutzverwaltung in diesem Land – wir 
haben gestern ausführlich darüber diskutiert – ist 
im Trend. Auch hier gibt es Anzeichen dafür, dass 
bestimmte Teile privatisiert und in wesentlichen 
zentralen Schutzfunktionen Aufgaben abgeschafft 
bzw. minimiert werden sollen, worunter letztlich 
die Menschen und die Umwelt leiden. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Da hilft es nichts, an dieser Stelle lauthals durchs 
Land zu rufen: Wir haben aber die biologischen 
Stationen und die Verbraucherzentralen gesichert! 
Und dann lässt man sich auch noch dafür feiern, 
dass man sozusagen unambitioniert auf dem ge-
radezu niedrigsten Niveau einen Standard absi-
chert. Das ist ungefähr so, als wenn jemand O-
berkante Unterlippe im Wasser steht und man ihm 
sagt: Diesen Zustand halten wir noch bis zum En-
de der Legislatur. Wir lassen dich nicht absaufen, 
aber wir sorgen auch nicht dafür, dass etwas 
Wasser abgelassen wird. – Das ist unambitioniert 
in der Verbraucherschutzpolitik und in der Natur-
schutzpolitik. Stattdessen müssten Sie Perspekti-
ven entwickeln. Diese fehlen jedoch an dieser 
Stelle völlig. 

Statt den Verbraucherschutz auszubauen, kürzen 
Sie. Sie haben die Mittel für die Verbraucherzent-
rale gekürzt und bis heute nicht das umgesetzt, 
was Sie angekündigt haben, nämlich 300 neue 
Lebensmittelkontrolleure. Stattdessen setzen Sie 
auf die Agenda Hilfskontrolleure, von denen aber 
noch niemand eingestellt ist. 

Auch die Landwirtschaft ist ein Beispiel für ver-
passte Chancen. Landauf, landab wird darüber 
diskutiert, dass wir in Nordrhein-Westfalen, aber 
auch in der Bundesrepublik den Boom, den es im 
Biobereich gibt, aus eigener Produktion überhaupt 

nicht befriedigen können. Das wäre doch die 
Chance für die Landwirtschaft in Nordrhein-
Westfalen. Stattdessen wird gerade dieser Be-
reich nicht ausgebaut, sondern sogar noch beein-
trächtigt und die Mittel hierfür gekürzt.  

Hier liegen die Chancen der Zukunft: für Natur 
und Umwelt, aber auch für Arbeitsplätze und 
Landwirtschaft in Nordrhein-Westfalen. Diese 
Landesregierung glänzt allerdings durch Ver-
säumnisse und Nichtstun in diesem Bereich. 

Frau Schulze hat bereits das Ehrenamt angespro-
chen. Wir kritisieren ja nicht, dass alle Einzelpläne 
zur Konsolidierung des Haushaltes beitragen 
müssen – das ist selbstverständlich –, aber wir 
kritisieren, dass das Ehrenamt in diesem Land 
von dieser Landesregierung unterschiedlich ge-
wichtet wird. Es gibt das Ehrenamt des Sportes 
und vor allem das Ehrenamt im Bereich der Kul-
tur, was man feiert und unterstützt. Aber in den 
Bereichen Umwelt und Naturschutz setzt man 
Kürzungen bei Projekten und institutioneller För-
derung an. Das zeigt, dass es eine ideologisch 
motivierte Kürzung ist, eine Haushaltskonsolidie-
rung auf Kosten des Ehrenamtes im Bereich Um-
welt und Naturschutz.  

Ich komme zum Thema Wald. Systematisch über 
den Zeitraum von zweieinhalb Jahren wird der 
Ausverkauf des Staatswaldes betrieben.  

(Zuruf von der CDU) 

– Was bedeutet es denn sonst, wenn man im 
Haushalt für Waldverkäufe 29 Millionen € ansetzt 
und man solche Verträge wie die Waldverkaufs-
verträge nach Kyrill abschließt?  

(Zuruf von der CDU) 

Auf diesen Sachverhalt kommen wir noch zurück, 
Verträge bis 2014 abzuschließen, dann den Lan-
desbesitz für Privates in Deckung zu geben und 
damit gleichzeitig die Sägeindustrie in Nordrhein-
Westfalen in die Nähe des Ruins zu treiben.  

(Vorsitz: Präsidentin Regina van Dinther) 

Das ist ein starkes Stück von einer Regierung, die 
angetreten ist, kleine und mittlere Betriebe zu för-
dern und gerade im ländlichen Raum Strukturen 
zu stärken. Da tun Sie genau das Gegenteil. Die 
Möglichkeiten, die das Land für die privaten 
Waldbesitzer und für den Staatswald bieten könn-
te, nehmen Sie weg.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Sie gehen in der Tendenz hin zur Privatisierung. 
In diesem Landeshaushalt ist es symbolisch der 
Verkauf des Waldes. 29 Millionen € stehen dafür 
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im Haushalt. Das sind immer 3 bis 5 % der ge-
samten Staatswaldfläche, die verkauft werden sol-
len.  

Nun haben Sie es etwas kaschiert und kosme-
tisch bereinigt, indem Sie in den Haushalt einge-
führt haben, dass Liegenschaften und Grundstü-
cke verkauft werden sollen. Ich fordere den Minis-
ter hier und heute auf, uns zu benennen, welche 
Liegenschaften und welche Grundstücke er ver-
kaufen will, damit wir das bis zur dritten Lesung 
klären können. Wir wollen eine Liste über die Lie-
genschaften und Grundstücke, die Sie zum Ver-
kauf anbieten. Nach unserem Kenntnisstand gibt 
es nichts, das für 30 Millionen € zu veräußern wä-
re. 

(Minister Eckhard Uhlenberg: Dann regen 
Sie sich doch nicht auf!) 

– Zeigen Sie uns das, legen Sie uns die Listen 
vor! 

(Minister Eckhard Uhlenberg: Ich gebe Ihnen 
gar nichts!) 

– Das ist typisch für diese Landesregierung, dass 
sie das Parlament nicht ausreichend informiert 
und den Regierungsfraktionen die Möglichkeit zur 
Schauspielerei und zur Verschleierung gibt. Sie 
müssen offenlegen, wo Sie die 30 Millionen € 
herbekommen wollen. Bisher war beabsichtigt, 
Staatswald zu verkaufen, jetzt wird das mit Lie-
genschaften kaschiert. Nennen Sie uns die 
Grundstücke, die Liegenschaften, die Sie veräu-
ßern wollen, und das für 30 Millionen €! Ich glau-
be, das ist eine Luftbuchung 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

und eine Beruhigung der Kolleginnen und Kolle-
gen innerhalb der CDU, die den Staatswaldver-
kauf im Grunde ihres Herzens eigentlich über-
haupt nicht wollen. 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Remmel, 
es gibt eine Zwischenfrage von Herrn Pick. Wür-
den Sie die genehmigen? 

Johannes Remmel (GRÜNE): Sehr gerne. 

Präsidentin Regina van Dinther: Bitte, Herr 
Pick, Sie haben das Wort. 

Clemens Pick (CDU): Herr Kollege Remmel, die 
Kampagne „Waldverkauf“ ist unter anderem von 
Ihrer Fraktion mit betrieben worden. Nehmen Sie 
zur Kenntnis, dass der Haushalts- und Finanz-
ausschuss die deutliche Empfehlung ausspricht, 
die heute zur Debatte steht, dass der Staatswald 

nicht verkauft werden soll, dass vordergründig 
Immobilien und nicht Waldflächen zum Verkauf 
kommen sollen? Nehmen Sie des Weiteren zur 
Kenntnis, dass Sie dem Land Nordrhein-
Westfalen schaden, wenn Sie Flächen in die Dis-
kussion einbringen, die dann, wenn alles so reali-
siert wird, wie Sie sagen, weit unter dem Wert lie-
gen, die unser Wald an Wert hat? 

(Beifall von der CDU) 

Johannes Remmel (GRÜNE): Herr Pick, Sie wis-
sen, dass wir in diesem Bereich auch einmal Ver-
antwortung hatten. Auch damals gab es schon 
Ambitionen des Finanzministers, Wald und Lie-
genschaften zu verkaufen. Uns ist die Substanz 
noch sehr gut in Erinnerung. Wenn Sie 30 Millio-
nen € aus Liegenschaften erlösen wollen, dann 
müssen irgendwelche Schätze vergraben sein, 
die weder das Parlament noch Sie noch ich ken-
nen. Legen Sie die Schätze doch offen, wenn es 
sie gibt! 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Ich glaube, diese Operation dient lediglich dazu, 
den Druck, der bei Ihnen in der Fraktion herrscht, 
etwas wegzunehmen. Sie müssen sich nämlich im 
Land dafür verantworten, dass unser Wald ver-
scherbelt werden soll. Das wollen, glaube ich, 
weder Sie noch Frau Fasse, aber Sie müssen ja 
heute dem Gesamthaushalt zustimmen. Deshalb 
nimmt man an der einen oder anderen Stelle eine 
kosmetische Operation vor. 

(Clemens Pick [CDU]: Die Summen stehen 
im Landeswaldbericht zu Ihrer Kenntnisnah-
me!) 

– Dann warten wir gespannt auf einen Bericht. Ich 
hoffe, dass uns der Umweltminister diesen bis zur 
dritten Lesung vorlegen kann. 

Was im Landeshaushalt und auch bei den Debat-
tenbeiträgen der Vertreter der Regierungskoalition 
fehlt, sind Linien für die großen Zukunftsszenen 
im Bereich Umwelt und Verbraucherschutz für 
dieses Land. Der Klimaschutz und die Frage des 
Umgangs mit Klimafolgen ist ein zentrales Thema. 
Nun hat der Umweltminister 10 Millionen € dafür 
bekommen, und wir haben einen Bericht erhalten, 
was dort passieren soll. Große Linien oder Kon-
zeptionelles sind dem aber nicht zu entnehmen. 
10 Millionen € sind gar nicht so einfach zu bewirt-
schaften. 

(Minister Eckhard Uhlenberg: Sie würden 
schnell damit fertig!) 
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Sie müssen sich schon ein paar mehr Gedanken 
machen als das, was Sie uns bisher an der Stelle 
vorgelegt haben. 

Zum Thema Material- und Ressourceneffizienz 
gab es heute Morgen eine Meldung in der Zei-
tung: Die Wachstumsraten in der Umweltschutz-
technologiebranche liegen bei 20 bis 25 %. Wenn 
Manna vom Himmel regnet, muss man doch die 
Löffel raushalten. Dann ist es Zeit, politisch aktiv 
zu werden. Von der Landesregierung kommt in 
diesem Bereich aber nichts. Stattdessen wird das 
Wenige, was im Haushalt steht, auch noch ge-
kürzt. 

(Beifall von der SPD) 

Umwelt und Gesundheit ist ein wichtiges Thema 
in den Bereichen Trinkwasser, Wasser, Luft und 
Lärm. Demnächst liegen die Lärmkartierungen 
vor. Wir haben die aktuellen Diskussionen über 
Feinstaub im Ruhrgebiet, aber auch an anderen 
Stellen. Ab 2009, 2010 werden intensive Debatten 
über Stickoxide stattfinden. Wo sind die Konzepti-
onen? Wo sind die finanziellen Rahmenbedingun-
gen, um den Kommunen bei entsprechenden 
Konzepten, die absolut notwendig sind, zu helfen? 

Wo ist die Perspektive im Verbraucherschutz? Es 
reicht nicht, nur den Status quo abzusichern, 
wenn wir wissen, dass die Verbraucherinnen und 
Verbraucher auf dem Markt auf gleicher Augen-
höhe mit anderen Marktteilnehmern – der Wirt-
schaft, dem Handel, den Unternehmen – stehen 
müssen. Man muss die Verbraucherinnen und 
Verbraucher stärken, da gerade der Bereich des 
wirtschaftlichen Verbraucherschutzes – Stichwort: 
Telefonwerbung, eines von vielen Stichwörtern – 
immer wichtiger und interessanter wird. Hier 
müsste es zu Zuwachs, zu Aufbau, zu neuen 
Strukturen kommen. Auch da Fehlanzeige bei 
dieser Landesregierung, meine Damen und Her-
ren. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Der Kreis schließt sich, das Fazit bleibt: Im Be-
reich Umwelt und Verbraucherschutz, im Bereich 
Naturschutz hat die Landesregierung deutlich an 
Gewicht verloren und leider auch kein Gesicht 
mehr. – Vielen Dank. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Remmel. – Für die Landesregierung spricht 
jetzt Herr Minister Uhlenberg. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 

Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich bin in der Tat mit einer gewissen An-
spannung und gespannt in die Debatte zum 
Haushaltsplan 2008 gegangen, weil ich mir die 
Frage gestellt habe: Welche konkreten Beiträge 
leistet die Opposition in diesem Jahr für den 
Haushaltsplan 2008? Im Ausschuss habe ich 
nichts gehört. Dann habe ich gedacht, es kommt 
heute etwas im Plenum, die Opposition nutzt die 
Chance, um sowohl in finanzieller wie auch in po-
litischer Hinsicht Alternativen aufzuzeigen. Aber 
Fehlanzeige, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der CDU) 

Wir hatten in den vergangenen Jahren immer die 
Diskussion – an dem Strohhalm konnten Sie sich 
festhalten – über die Förderung der Biostationen 
und der Verbraucherzentralen in Nordrhein-
Westfalen. Darüber haben wir uns stundenlang 
unterhalten. Das ist gelöst. 

(Widerspruch von Svenja Schulze [SPD]) 

Das Thema haben Sie nicht mehr. Und deswe-
gen, Frau Abgeordnete Schulze: Von Ihnen 
kommt keine inhaltliche Perspektive, auch nicht in 
irgendeiner Form in Zahlen gegossen. 

(Svenja Schulze [SPD]: Das ist Ihre Aufga-
be!) 

Das, was uns der empörungspolitische Sprecher 
der Grünen, Herr Abgeordneter Remmel, heute 
wieder geboten hat, war ein schlechtes Bild auf 
der ganzen Linie. Überall geht es bergab. Bei den 
Gedanken, die Sie tragen, was die Umwelt und 
den Verbraucherschutz in Nordrhein-Westfalen 
angeht, müssen Sie ja schlaflose Nächte haben. 
Das tut mir leid. Aber, meine Damen und Herren, 
die Situation ist eine andere. 

Eines möchte ich auch noch sagen: Als Umwelt-
minister bekenne ich mich zu einer Politik der 
Landesregierung, die Haushaltskonsolidierung 
heißt. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Es ist, meine Damen und Herren, auch eine Poli-
tik der Nachhaltigkeit, dass es der Landesregie-
rung gelungen ist, Nordrhein-Westfalen in finanz-
politischer Hinsicht wieder eine Perspektive zu 
geben. Dass wir es in wenigen Jahren geschafft 
haben werden, keine neuen Schulden machen zu 
müssen, das ist ein Verdienst. 

(Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, dass ist eine Politik der 
Nachhaltigkeit für künftige Generationen. Bei Ih-
nen lag die Nettoneuverschuldung bei 7 Milliar-
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den € pro Jahr. Wir haben sie deutlich gesenkt. 
Dazu haben viele Fachminister ihren Beitrag ge-
leistet. Darauf bin ich stolz, meine sehr verehrten 
Damen und Herren. 

(Beifall von der CDU)  

Ich bin aber auch stolz darauf, dass wir im Hin-
blick auf den Haushaltsplan 2008 alle notwendi-
gen Maßnahmen finanzieren können. 

(Zuruf von Johannes Remmel [GRÜNE]) 

Wir schmeißen das Geld nicht mit vollen Händen 
raus, wie Sie das gemacht haben. Das ist richtig. 
Wir gehen nachhaltig damit um. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Widerlich!) 

Dass dieser Umweltminister, getragen von den 
Koalitionsfraktionen, in der Lage ist, alle wesentli-
chen Maßnahmen in den Bereichen der Umwelt-
politik, der Verbraucherschutzpolitik, der Agrarpo-
litik, der Wasserpolitik zu finanzieren, ist mehr als 
erfreulich. Wir sind in der Lage, alle Finanzmittel 
aufzubringen, um die europäischen Programme, 
das Programm „Ländlicher Raum“ entsprechend 
mitzufinanzieren. Für diese Unterstützung möchte 
ich mich beim Finanzminister und bei den Kolle-
ginnen und Kollegen von der Landtagsfraktion 
sehr herzlich bedanken. 

(Beifall von der CDU) 

Meine Damen und Herren, wir geben mehr Geld 
für den Naturschutz aus. Wir geben nicht weniger 
aus. Wir geben im Jahr 2008 auch nicht weniger 
für Umweltschutz aus, sondern wir geben wieder 
mehr aus. Wir geben alleine 311.000 € auf Antrag 
der Koalitionsfraktionen mehr aus für den ehren-
amtlichen Naturschutz. Wir haben immer gesagt: 
Gerade im Bereich Naturschutz wollen wir das 
Ehrenamt stärken. 

(Beifall von der FDP) 

Das sind die jungen Leute, die draußen tätig sind. 
Nach dieser schwierigen Phase der Konsolidierung – 
Sie wissen gar nicht, wie Konsolidierung geschrieben 
wird, Herr Abgeordneter Remmel, deswegen würde 
ich mich dazu gar nicht äußern – sind wir jetzt wieder 
in der Lage, für diesen Bereich mehr Geld zur Verfü-
gung zu stellen. 

Im Bereich Hochwasserschutz sind wir in der La-
ge, auf die großen Herausforderungen, die wir 
durch den Klimawandel haben, finanziell zu rea-
gieren. Wir haben ein ehrgeiziges Programm für 
den Hochwasserschutz bis zum Jahr 2015 in ei-
ner Größenordnung von 1,3 Milliarden € auf den 
Weg gebracht. 

Das gilt für unsere Biomassestrategie, und das gilt 
natürlich auch für das konkrete Thema Klimapoli-
tik. Meine Damen und Herren, in diesem Plenar-
saal hat in diesem Jahr die große Umweltminis-
terkonferenz Deutschlands stattgefunden. Hier in 
diesem Plenarsaal sind die Grundsätze für eine 
ehrgeizige Klimapolitik in Deutschland auf den 
Weg gebracht worden. Das, was auf Vorschlag 
von Angela Merkel europaweit klimapolitisch auf 
den Weg gebracht worden ist, ist unter meinem 
Vorsitz hier im Rahmen der Umweltministerkonfe-
renz konkret in Maßnahmen gegossen worden, 
die jetzt in Nordrhein-Westfalen und in Deutsch-
land von allen Umweltministern umgesetzt wer-
den. 

Ich komme – da liegt die besondere Zuständigkeit 
meines Hauses – zum Thema Klimafolgenab-
schätzung: Ich bin stolz darauf und bedanke mich 
dafür, dass wir jetzt 10 Millionen € für diesen Be-
reich bekommen haben. Das betrifft die Klimafol-
genabschätzung in drei wichtigen Bereichen der 
Landespolitik: beim Hochwasserschutz, in der 
Forstwirtschaft und in der Landwirtschaft. Der 
Ausschuss bekommt einen umfangreichen Be-
richt. Ich muss jetzt erst einmal abwarten, ob der 
Haushaltsplan in dieser Form verabschiedet wird. 
Wir werden alle Informationen dem Ausschuss zur 
Verfügung stellen, die er braucht und die notwen-
dig sind. 

Ich bin dankbar, dass Nordrhein-Westfalen als 
einziges Bundesland in der Lage ist – da liegen 
wir im Vergleich mit allen anderen Ländern weit 
vorn, und unter Rot-Grün hat es eine solche Poli-
tik nicht gegeben –, sich mit den Fragen des Kli-
mawandels und der Klimafolgenabschätzung nicht 
nur verbal in irgendwelchen Papieren zu beschäf-
tigen, sondern dies konkret umzusetzen. 

Der Abgeordnete Remmel hat Fragen der Agrar-
politik, der Landwirtschaftspolitik angesprochen. 
Herr Remmel, ich rate Ihnen, einmal mit den 
Landwirten und nicht über die Landwirte zu reden. 

(Beifall von der CDU) 

Viele Kollegen waren vor zwei Tagen auf der 
Hauptversammlung der Landwirtschaftskammer. 
Früher war es traditionell so, dass dort – mit Aus-
nahme der Grünen, die dort nie erschienen sind, 
weil sie die Landwirtschaftskammer platt machen, 
das heißt verstaatlichen wollten – alle Fraktionen 
dort vertreten waren. Man konnte sich ein realisti-
sches Bild über die derzeitige Situation der 50.000 
landwirtschaftlichen Betriebe machen, die wir in 
Nordrhein-Westfalen haben. 

Diesmal war es wieder Fehlanzeige. Dass Sie da 
nicht hinkommen, weil Sie bei dem Thema ein 
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schlechtes Gewissen haben, das ist mir klar. Aber 
dass die Sozialdemokraten dort auch nicht vertre-
ten waren, das hat mich schon enttäuscht. 

(Svenja Schulze [SPD]: Sind Sie der Termin-
koordinator?) 

Meine Damen und Herren, was das Thema 
Landwirtschaft angeht, haben wir wichtige Wei-
chenstellungen vorgenommen. Das Emissions-
schutzrecht ist auf den Weg gebracht worden. In 
der Landwirtschaft wird wieder investiert. Es wird 
in die konventionelle Landwirtschaft investiert. Es 
wird auch in die Biolandwirtschaft investiert. Ich 
sage auch: Die Biolandwirtschaft hat eine beson-
dere Konkurrenzsituation heute durch das Thema 
nachwachsende Rohstoffe. Das heißt, es gibt 
wieder eine Flächennachfrage. 

Die Debatte über Milchseen und Getreideberge ist 
vorbei. Die Landwirtschaft kämpft wieder um Flä-
chen. Deswegen hat es die Biolandwirtschaft trotz 
steigender Nachfrage nicht einfach. Wir haben 
aber das, was wir landespolitisch machen können, 
auf den Weg gebracht. Wir haben die Fördersätze 
in Nordrhein-Westfalen nicht verringert wie die 
anderen Bundesländer. Wir befinden uns dort im 
Schnitt aller anderen Bundesländer. Von daher 
fördern wir die Landwirtschaft durch gute Rah-
menbedingungen, und wir fördern die Biolandwirt-
schaft in Nordrhein-Westfalen, insbesondere auch 
finanziell. 

Ich bin mit all diesen Verbänden permanent im 
Gespräch, während es bei der früheren Landes-
regierung üblich war, dass man mit bestimmten 
Verbänden erst gar nicht gesprochen hat oder zu 
bestimmten Veranstaltungen, die ideologisch nicht 
in den Kram passten, nicht hingegangen ist, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren. 

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Minister, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Stinka? 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Gerne. 

Präsidentin Regina van Dinther: Bitte schön, 
Herr Stinka. 

André Stinka (SPD): Herr Minister, Sie haben ge-
rade ausgeführt, dass die Biolandwirtschaft auch 
ein Bereich ist, der große Chancen hat, der ganz 
stark durch den Anbau von Energiepflanzen be-
troffen ist. Können Sie einmal den Unterschied 

darlegen, warum gerade der Teil eine Problemla-
ge im Bereich von Biopflanzen hat und der kon-
ventionelle Anbau ausgenommen ist? Sie haben 
ja gesagt, dass gerade die Biobranche darunter 
leiden würde, wenn Flächen fehlen. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Herr Abgeordneter Stinka, ich habe auf die Kon-
kurrenzsituation hingewiesen, die sich für die Bio-
landwirtschaft heute stellt, was früher anders war. 
Vor einigen Jahren waren die Themen Bioenergie, 
Biogasanlagen noch kein Thema. Wir hatten da-
mals diese Konkurrenzsituation nicht. 

Sie sind aus dem Kreis Coesfeld. Sie müssten ei-
gentlich die Agrarstruktur im Kreis Coesfeld ken-
nen. Betriebe, die intensiv im Veredlungsbereich 
tätig sind, bauen eher eine Biogasanlage zu ihrer 
Veredlung, als dass sie auf Biolandwirtschaft um-
stellen. Und diese Situation haben wir in vielen 
Bereichen in Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von der CDU) 

Das geht zulasten der Biolandwirtschaft. Aber, 
meine Damen und Herren, das kann durch staatli-
che Maßnahmen nicht alles wettgemacht werden. 

(Beifall von der CDU) 

Ich möchte noch erwähnen, dass wir bei den Ziel-
2-Mitteln die Dinge auf den Weg gebracht haben.  

Ich bin stolz darauf, mit Unterstützung der Koaliti-
onsfraktionen die Landesgartenschauen 2008 in 
Rietberg und 2010 in Hemer finanziert zu be-
kommen.  

(Beifall von Marie-Luise Fasse [CDU]) 

Ich freue mich – Frau Abgeordnete Fasse hat dar-
auf hingewiesen – auf die Leaderregionen. In die-
sen Tagen sind zehn attraktive Leaderregionen 
ausgewiesen worden. Ich freue mich, dass wir 
das Kleingartenwesen in Nordrhein-Westfalen fi-
nanziell und politisch unterstützt haben. Wir ha-
ben beim nachhaltigen Wirtschaften die Umwelt-
bildung verstärkt. Wir haben die sehr umstrittene 
Stiftung Umwelt und Entwicklung in Nordrhein-
Westfalen finanziell konsolidiert: Sie wird neu auf-
gestellt. Ideologische Altlasten bei der inhaltlichen 
Arbeit gibt es in Zukunft nicht mehr. Aber sie ist 
finanziell konsolidiert.  

Wir haben ein 100-Alleen-Programm auf den Weg 
gebracht. Das Thema Naturparke hat in Nord-
rhein-Westfalen einen höheren Stellenwert als 
früher bekommen. Die Naturparke werden aufge-
rüstet; sie sind für die 18 Millionen Menschen in 
Nordrhein-Westfalen von großer Bedeutung.  
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Wir haben die Zuweisung für die Zweckverbände 
bei der Altlastensanierung erhöht, wobei ich sage: 
Ich bin nach wie vor enttäuscht über den Beitrag 
der nordrhein-westfälischen Wirtschaft bei der Alt-
lastensanierung.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Gerade vor dem Hintergrund der Flächenkonkur-
renzen müssen wir viel mehr leisten. Wir wollen 
weniger Flächen verbrauchen. Wir machen den 
Pakt für die Fläche in Nordrhein-Westfalen. Aber 
das bedeutet auch, dass Flächen, die verseucht 
sind und nicht mehr gebraucht werden, wieder ei-
ner sinnvollen Nutzung zugeführt werden. Für 
mich kann das Industriewald oder auch eine er-
neute Bebauung sein. Aber das heißt natürlich 
auch, dass der Altlastenfonds stärker finanziell 
ausgestattet werden muss. Wir haben die Mittel 
vonseiten des Landes im Rahmen unserer Mög-
lichkeiten erhöht.  

(Beifall von der FDP) 

Die Industrie leistet noch nicht den notwendigen 
Beitrag; was sie zurzeit leistet, kann sie wirklich 
aus der Portokasse bezahlen. Die Gespräche sind 
sehr schwierig. Ich sage das in aller Offenheit, 
weil mich dieses Thema sehr beschäftigt.  

Wir haben den Natur- und Gewässerausbau in 
Nordrhein-Westfalen vorangetrieben. Wir sind 
jetzt dabei, die Luftqualitätsrichtlinie der Europäi-
schen Union mit großer Intensität umzusetzen. 
Zum 1. Januar wird die erste Umweltzone in Köln 
eingerichtet. Wir arbeiten sehr ehrgeizig an den 
anderen Maßnahmen, insbesondere auch im 
Ruhrgebiet.  

Seien Sie alle ganz gelassen und beruhigt: Im 
Gegensatz zu Ihnen nehmen wir natürlich dabei 
die Menschen mit. Davon sind viele Menschen 
betroffen, die ein kleines Einkommen haben, und 
die wollen wir nicht verschrecken. Aber die Luft-
qualität in Nordrhein-Westfalen muss besser wer-
den. Dazu wird diese Landesregierung auch im 
kommunalen Bereich gemeinsam mit den Kom-
munen ihren Beitrag leisten wie beim Thema Um-
gehungslärmrichtlinie.  

(Beifall von Marie-Luise Fasse [CDU]) 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Minister, 
es gibt noch eine Zwischenfrage von Herrn Rem-
mel.  

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Selbstverständlich. 

Präsidentin Regina van Dinther: Bitte schön, 
Herr Remmel. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Sehr geehrter Herr 
Minister, vielen Dank für die Möglichkeit zur Nach-
frage. Sie haben eben eindrücklich auf das Defizit 
hingewiesen und gesagt, dass die Wirtschaft für 
die Altlastensanierung im Zusammenhang mit 
AVV zu wenig beiträgt. Das teile ich. Welche Idee 
hätten Sie denn, die Wirtschaft zu mehr Beiträgen 
zu bewegen – jenseits von guten Worten und Ge-
schenken, die Sie normalerweise im Rahmen des 
Dialogs Umwelt und Wirtschaft verteilen? 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Herr Abgeordneter Remmel, der Unterschied zwi-
schen Ihnen und mir besteht darin, dass Sie 
schon wieder mit einem neuen Gesetz und einer 
neuen Verordnung gekommen wären. Das ist für 
mich das letzte Mittel. Ich setze zunächst auf die 
weiteren Gespräche, die zurzeit anlaufen.  

(Beifall von Marie-Luise Fasse [CDU] – Zuruf 
von der CDU: Bravo!) 

Meine Damen und Herren, wir sind dabei, das 
Thema Blauzungenkrankheit aufzuarbeiten. Wir 
brauchen hierfür mehr Geld vom Finanzminister. 
Ich bedanke mich, dass er uns 4,7 Millionen € zu-
sätzlich zur Verfügung stellt. Ich hoffe, dass es im 
Frühjahr 2008 einen entsprechenden Impfstoff 
gibt. Hunderttausende Schafe sind verendet. Das 
ist ein Riesenproblem. Bei den Rindviehbetrieben 
brauchen wir diesen Impfstoff auch. Ich hoffe wirk-
lich, dass er im Frühjahr 2008 zur Verfügung 
steht.  

Zu den Themen Verwaltungsstrukturreform, 
Landschaftsgesetz, Landeswassergesetz und zur 
Forstreform, die in Nordrhein-Westfalen greift, sa-
ge ich: Das war ein arbeitsreiches Jahr.  

Das Thema Waldverkauf, wie Sie es immer be-
zeichnen, muss offensichtlich als Nachfolgethema 
für Verbraucherzentralen herhalten, mit denen wir 
uns früher stundenlang beschäftigt haben. Wir 
werden auch das eigenverantwortlich und verant-
wortlich lösen, meine Damen und Herren.  

Ich bin froh darüber, dass wir jetzt gerade 550 ha 
Flächen kaufen konnten, um dem Rhein mehr 
Platz zu geben, um Hochwasserschutz und Rena-
turierung in Nordrhein-Westfalen voranzutreiben. 
Auch in den vergangenen Jahren sind immer Flä-
chen verkauft, aber auch gekauft worden. Wir ha-
ben auch Flächen für den Hochwasserschutz ge-
kauft. Das ist wichtig. Das hat politische Priorität. 
Ich schätze den Antrag der Koalitionsfraktionen 
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sehr, sich beim Thema Flächenverkauf zunächst 
einmal auf Immobilien und solche Flächen zu 
konzentrieren.  

Völlig richtig ist, was Frau Abgeordnete Fasse ge-
sagt hat: Zwei Drittel des nordrhein-westfälischen 
Waldes sind Privatwald. Wenn Sie einen künstli-
chen Gegensatz zwischen Privatwald auf der ei-
nen und Staatswald auf der anderen Seite herstel-
len – nach dem Motto: im Staatswald ist die Welt 
in Ordnung, und im Privatwald wird die Nachhal-
tigkeit nicht berücksichtigt –, will ich die 140.000 
nordrhein-westfälischen Waldbauern in Schutz 
nehmen. So ist das nicht. Aber wir werden auch 
mit dieser Frage sehr sorgfältig umgehen.  

Noch einmal: In Zeiten, in denen diese Landesre-
gierung dabei ist, dieses Land finanziell zu konso-
lidieren, ist es schwieriger, Landespolitik zu 
betreiben, als in einer Zeit, als Sie durchs Land 
gegangen sind und das Geld mit vollen Händen 
ausgegeben haben, ohne die Frage der finanziel-
len Nachhaltigkeit nur einmal auf den Prüfstand 
zu stellen.  

(Svenja Schulze [SPD]: Unverschämtheit! So 
war das nicht! – Weiterer Widerspruch von 
der SPD) 

Ich bekenne mich auch in dieser Frage dazu, 
dass Gespräche schwierig sind und dass auch 
schwierige Entscheidungen getroffen werden 
müssen. Aber ich kann Ihnen heute sagen: Wir 
versuchen, den Waldanteil, der gegebenenfalls 
verkauft werden muss – was wir heute noch nicht 
wissen, aber ich will Ihnen das Thema gar nicht 
wegnehmen, meine Damen und Herren –, mög-
lichst gering zu halten und den Betrag, den wir 
dem Finanzminister erbringen sollen, durch ande-
re Maßnahmen oder durch andere Flächen zu 
erbringen.  

Ich darf mich bei den Koalitionsfraktionen herzlich 
für die politische Unterstützung bedanken. Ich darf 
mich herzlich bei der Opposition für ihre kritische 
Begleitung bedanken. Auch das gehört zur Par-
lamentsarbeit. Aber es macht natürlich immer 
dann besonders viel Freude, wenn Beiträge ge-
leistet werden, die sowohl von ihrer politischen als 
auch von ihrer finanzpolitischen Struktur wichtige 
Hinweise für die Arbeit in Nordrhein-Westfalen 
geben. Bei der Opposition war so etwas bedauer-
licherweise heute nicht der Fall, sondern es gab 
nur ein permanentes Lamento.  

(Jürgen Unruhe [SPD]: Nein, nein, nein! Wir 
haben Anträge dazu gestellt!) 

Trotzdem vielen Dank für Ihre Beiträge. Ich den-
ke, dass wir mit diesem Haushaltsplan 2008 eine 

gute Grundlage haben, eine aktive Umweltpolitik, 
eine nachhaltige Verbraucherschutzpolitik und ei-
ne gute Agrarpolitik, kombiniert mit einem guten 
Ansatz beim Hochwasserschutz, im Jahre 2008 in 
Nordrhein-Westfalen im Interesse der Bürgerin-
nen und Bürger auf den Weg zu bringen. – Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP)  

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Minister Uhlenberg. – Für die SPD spricht 
nun die Kollegin Watermann-Krass. 

Annette Watermann-Krass (SPD): Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Ich gehe gerne 
noch einmal darauf ein, wie konstruktiv wir auch 
Ihre Arbeit begleiten, Herr Uhlenberg. Wir haben 
im Gegensatz zu CDU und FDP Anträge zur 
Haushaltsberatung eingebracht. Die bezogen sich 
im Konkreten darauf, dass wir mehr Geld für Um-
weltstiftung und Naturschutzverbände haben 
möchten. Wir haben in den Beratungen klarge-
macht, dass wir dabei das Ehrenamt stützen 
möchten. Das, was jetzt im HFA auf dem Tisch 
liegt, wo die CDU Nachbesserungen fordert, kann 
man hier heute gar nicht diskutieren, weil uns 
nicht klar ist, was damit im Einzelnen gemeint ist. 

(Beifall von der SPD) 

Ich möchte auf zwei Bereiche näher eingehen, die 
sich seit Beginn der schwarz-gelben Regierungs-
zeit deutlich geändert haben und auch im Haus-
halt 08 zum Ausdruck kommen. Das betrifft natür-
lich die Forst- und Landwirtschaftspolitik. Die Poli-
tik, die Sie in diesem Bereich machen, ist weder 
zukunftsweisend noch nachhaltig. 

Zur Forstpolitik! In diesem Jahr ist die Forstreform 
umgesetzt worden. Von den 35 Forstämtern zu 
Jahresbeginn sind mit dem Nationalpark noch 
16 Ämter geblieben. Die Forstbezirke sind ver-
größert worden, und 170 Stellen sind in der Forst-
verwaltung weggefallen oder fallen weg. Und das 
alles trotz des Kyrill-Schadens, bei dem über alle 
Maßen jede helfende Hand gebraucht wurde und 
auch in den nächsten Jahren noch gebraucht 
wird, und trotz zunehmend steigender Bedeutung 
des Rohstoffes Holz für unser Land Nordrhein-
Westfalen!  

Von Anfang an haben Sie dazu beigetragen, dass 
der Landesbetrieb unterfinanziert ist. Im ersten 
Jahr Ihrer Verantwortung waren es 5 Millionen €. 
Bis 2010 wollen Sie den Etat insgesamt um 
11 Millionen € absenken.  
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Herr Uhlenberg, es wäre gut, wenn Sie die Zu-
kunft des Landesbetriebes Wald und Holz darstel-
len könnten. Wie viel staatliche Verwaltung wollen 
Sie in der Zukunft bei der Umstellung von der indi-
rekten auf die direkte Förderung? 

(Beifall von der SPD) 

Im Entwurf des Haushaltes waren 29 Millionen € 
für den Verkauf des Staatswaldes vorgesehen, 
was einer Fläche von mindestens 6.000 ha ent-
spricht. Etliche Proteste – wie vom Bund Deut-
scher Forstleute, den Naturschutzverbänden und 
der Schutzgemeinschaft Deutscher Wald – haben 
ihre Wirkung gezeigt. Jetzt liegt die Änderung vor. 
Dabei wird nicht die Summe geändert, sondern 
die Erläuterung. Zu lesen ist jetzt: Der Finanzbe-
darf wird vorrangig durch den Verkauf von Immo-
bilien, Nichtholzböden und Nebenflächen aus dem 
Sondervermögen des Landesbetriebes Wald und 
Holz gedeckt. – Aber was passiert, wenn dieses 
zeitnah und in dieser Höhe nicht erreicht wird? 
Steht dann der Verkauf des Staatswaldes wieder 
an? Oder ist der Verkauf des Waldes für das 
nächste Haushaltsjahr vorgesehen? Da kann ich 
meinen Kollegen Remmel nur unterstützen: Wir 
erwarten zur dritten Lesung wirklich eine Auflis-
tung, damit wir uns darüber ein Urteil bilden kön-
nen. 

Dieser Geist von „Privat vor Staat“ und die gravie-
renden Einschnitte bei der Forstverwaltung sind 
für uns keine nachhaltige Forstpolitik; denn gera-
de der Wald spielt eine große Rolle bei den Her-
ausforderungen der Zukunft. Holz ist ein wichtiger 
Rohstoff, der in der Wertstoffkette noch weiter er-
schlossen werden sollte. Der Wald ist wichtig zur 
Bewältigung des Klimawandels und braucht auch 
einen klimaverträglichen Umbau. Das sind alles 
Bereiche, die eine funktionierende Forstverwal-
tung voraussetzen. 

Darüber hinaus ist der Wald für die 18 Millionen 
Menschen im Land Nordrhein-Westfalen ein wich-
tiger Erholungs- und Erlebnisraum und für die 
Kinder ein Ort, an dem bis heute eine nachhaltige 
Waldpädagogik stattfindet. Dieser Bereich scheint 
vor allem bedroht, wenn diese Reform nur nach 
Personaleinsparung vorgenommen wird. 

Noch ein Wort zu den Ausführungen von Herrn 
Ellerbrock. Ein Dank an Herrn Dierdorf vom Bund 
Deutscher Forstleute, der hier eben von Ihnen, 
Herr Ellerbrock, kritisiert wurde! Ich bin außeror-
dentlich dankbar, dass Herr Dierdorf für den BDF, 
für die Interessen des Waldes in dieser Art und 
Weise die Dinge benannt und dafür gekämpft hat, 
dass dieses Potenzial für das Land Nordrhein-
Westfalen weiter in den Blick genommen wird. Ich 

bedaure es außerordentlich, dass er sein Amt 
zum Ende dieses Jahres niederlegen wird, weil er 
in der Forstverwaltung nicht weiterbeschäftigt 
wird.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Ich komme zum zweiten Punkt. Auch in der 
Landwirtschaftspolitik zeigt sich in den Ausfüh-
rungen für den Landeshaushalt 08, dass diese 
Regierung nicht zukunftsfähig ist. Sie hält krampf-
haft an alten Strukturen fest und ist nicht bereit, 
die Agrarpolitik an die Herausforderungen der Zu-
kunft anzupassen. Die Eckpunkte zum Gesund-
heitscheck liegen jetzt vor. Es geht darum, die Di-
rekthilfen effektiver und einfacher einzusetzen, die 
Marktstützungsinstrumente für die heutigen An-
sprüche sinnvoll umzugestalten und den Klima-
wandel und den Schutz der Artenvielfalt bei Flora 
und Fauna mit der Neuausrichtung der Landwirt-
schaft in den Blick zu nehmen. Klar wird auch: Es 
wird zu drastischen finanziellen Einschnitten ab 
2013 kommen.  

Die jetzt bekanntgemachten EU-Förderdaten bes-
tätigen: Diese Subventionen gehen vor allem an 
die Unternehmen und die großen Betriebe. Diese 
Regierung ist jetzt gefordert, die zukünftige Agrar-
politik als integrierte Politik für die ländlichen Ent-
wicklungen voranzubringen.  

Eines ist klar: Um Arbeitsplätze und Wertschöp-
fung auf dem Land zu erhalten und auch Milch-
bauern und ihren Familien eine Perspektive zu 
geben, müssen jetzt die Weichen mit einer zu-
kunftsfähigen Politik gestellt werden. Dieses Kon-
zept, Herr Uhlenberg, muss jetzt entwickelt wer-
den. Das wäre nachhaltig. – Danke schön für Ihre 
Aufmerksamkeit.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Watermann-Krass. – Für die CDU-Fraktion 
spricht nun Herr Ortgies.  

Friedhelm Ortgies (CDU): Frau Präsidentin! Mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! In den paar 
Minuten, die mir noch bleiben, möchte ich zu-
nächst eine Bemerkung zu den Ausführungen der 
Opposition machen. 

In der Presse von gestern finden wir eine einzige 
Litanei darauf, dass die Regierung nicht genug 
spart. Heute finden wir eine einzige Litanei darauf, 
dass die Regierung zu viel spart. Was meinen Sie 
eigentlich? Was wollen Sie eigentlich? 

(Beifall von der CDU – Zurufe von der SPD) 
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Ich höre nur, dass hier und da gespart wird. Ich 
darf nur einen Punkt nennen; diesen hat vorhin 
schon Frau Fasse angekündigt. Wir haben bei-
spielsweise den Verbraucherzentralen eine insti-
tutionelle Förderung gewährt, was Sie nie ge-
schafft haben. Sie bekommen weiterhin jedes 
Jahr 8,8 Millionen € und haben sich dafür öffent-
lich ausdrücklich bedankt. 

Meine Damen und Herren, ich möchte ein paar 
Sätze zum Bereich Landwirtschaft sagen. Die Po-
litik kann sicherlich keine Preise machen. Die Poli-
tik ist dafür da, die heimischen Betriebe zu stär-
ken und die Rahmenbedingungen so zu gestalten, 
dass die Betriebe vernünftig wirtschaften können. 
Das tun wir mit der Auflegung dieses Haushalts-
planes. 

Sie haben jahrelang gemeint, die landwirtschaftli-
chen Betriebe ans Gängelband nehmen zu müs-
sen. Wir tun das nicht. Ein wichtiger Punkt ist zum 
Beispiel, dass wir die kofinanzierten Programme 
ausreichend mit Mitteln versorgen. Allein für das 
EFRE-Programm, das NRW-Programm „Ländli-
cher Raum“ und die „Gemeinschaftsaufgaben zur 
Förderung der Agrarstrukturen und des Küsten-
schutzes“ stehen im nächsten Jahr 160 Millio-
nen € aus dem Haushalt zur Verfügung. 

Diese Mittel sollen natürlich vorwiegend in die Be-
reiche fließen, die unter naturbedingten Standort-
nachteilen leiden wie Mittelgebirgslagen oder 
Grünlandbereiche. Hier müssen wir weiterhin Un-
terstützung gewähren, weil wir glauben, dass die-
se Gebiete auch aus touristischen Gründen weiter 
unterstützt werden müssen und nicht zurückblei-
ben dürfen. 

Die Entwicklung im Agrarbereich, meine Damen 
und Herren, ist im letzten Jahr sehr positiv verlau-
fen. Die Preise haben sich positiv entwickelt, und 
die Menschen merken plötzlich, wie wichtig eine 
funktionierende Landwirtschaft auch für unser 
Land ist. Das wurde von vielen jahrelang verges-
sen. 

Wir merken, dass die Selbstverständlichkeit, dass 
die Ressource Boden begrenzt ist, allmählich in 
unsere Köpfe drängt. In vielen Gebieten – der Mi-
nister hat es gesagt – gibt es schon jetzt einen 
Kampf um den Boden, um die Fläche. Wir haben 
schon vor zwei Jahren gefordert, dass die 
Zwangsstilllegung seitens der EU überholt und 
zurückgesetzt wird. Endlich macht man das, was 
wir seit zwei Jahren fordern. Diese unsinnige Ver-
ordnung wurde außer Kraft gesetzt. 

Meine Damen und Herren, trotz all dieser erfreuli-
chen Perspektiven sollte man nicht der Forderung 
verfallen – wie die Opposition es macht –, För-

dermittel von der sogenannten ersten Säule in die 
zweite Säule umzuschichten. Wir lehnen diese 
Forderung strikt ab. Wir sind der Meinung, dass 
die Mittel direkt zu den Bauern fließen sollten. 

(Beifall von der CDU – Jürgen Unruhe [SPD]: 
Zu welchen?) 

Die wissen am besten, wie sie damit umgehen 
wollen. 

Sie wollten die Landwirtschaftskammer zerschla-
gen. Ich darf dazu bemerken, dass wir auch die 
Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen 

(Monika Ruff-Händelkes [SPD]: Schauen Sie 
mal ins Gutachten!) 

mit einem Konsolidierungsbeitrag – ich sage mal – 
belastet haben. Sie muss über Jahre hinweg jedes 
Jahr 2,5 Millionen € einsparen. Sie ist dabei. Wir 
sind uns sicher, dass sie ein verlässlicher Partner 
der Landwirtschaft bleiben wird. 

Gestatten Sie mir zum Schluss noch einen Hin-
weis auf den vielzitierten Verkauf von Waldflä-
chen. Der Finanzminister hat für das Jahr 2008 
einen einmaligen Beitrag zur Haushaltskonsolidie-
rung gefordert. Von ca. 100.000 ha, die der Lan-
desbetrieb Wald und Holz besitzt, sollen 3 bis 5 % 
zum Verkauf vorgesehen werden. Wir haben an-
gemerkt – das haben wir auch in den Haushalt 
geschrieben –, dass dieser Beitrag durch den vor-
wiegenden Verkauf – so heißt das schöne Wort – 
von Nichtholzbodenflächen erfolgt. 

(Jürgen Unruhe [SPD]: Das ist nachträglich 
eingebracht worden!) 

Ich kannte diesen Begriff vorher auch nicht. Das 
ist – ich sage es mal etwas flapsig – Wald, wo kei-
ne Bäume stehen. Wir haben uns kundig ge-
macht, dass auch der Landesbetrieb Wald und 
Holz über ausreichende Flächen verfügt, um un-
sere Forderung zu erfüllen. Und wir erwarten, 
dass der Landesbetrieb danach handelt. 

Meine Damen und Herren, die Koalition der Er-
neuerung zeigt mit diesem Haushalt auch im Ein-
zelplan 10: Wir werden die Land- und Forstwirt-
schaft weiter fördern und unterstützen. Wir wissen 
als CDU und FDP, dass wir nicht nur ein Indust-
rieland, sondern auch einer der größten Agrarpro-
duzenten sind. Wir brauchen die Landwirtschaft 
zum Leben. – Danke schön. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Ortgies. – Für die FDP spricht nun noch ein-
mal Herr Ellerbrock. 
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Holger Ellerbrock (FDP): Frau Präsidentin! Mei-
ne Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Entsprechend der Wortbeiträge möchte 
ich auf einige Positionsbestimmungen eingehen. 

Erstens. Kollege Remmel, Sie haben recht: Der 
Ministerpräsident und diese Landesregierung ha-
ben zu einer Personalverstärkung um 300 Perso-
nen im Lebensmittelkontrollbereich Ja gesagt. 
Diese Leute wachsen jedoch nicht auf Bäumen, 
sondern müssen ausgebildet werden. Das ist auf 
einem guten Weg. Das lässt sich nicht von heute 
auf morgen realisieren, und das wissen auch Sie. 

Zweitens. Sie sprechen immer gerne die Privati-
sierung an. Ja, ich stehe zu einer Privatisierung. 
Wir haben uns in der Zielrichtung auch deutlich 
geeinigt: Wenn wir § 18a WHG umsetzen, dann 
soll dies nicht zu einer Bevorzugung der Privaten 
führen. Vielmehr wollen wir die kommunale Ent-
scheidungsfreiheit dahin gehend stärken, dass die 
Kommunen selbst entscheiden können, ob sie die 
Aufgabe selbst übernehmen oder sie nach einer 
Ausschreibung an Dritte – sei es nun an Private 
oder an Verbände – geben. 

Drittens. Herr Minister, wir haben schon im letzten 
Jahr über den Problemkreis AAV gesprochen. Ich 
teile Ihre Überzeugung, dass das Verhalten der 
Industrie im Bereich der Finanzierung der Altlas-
tensanierung im AAV zumindest beschämend ist. 
Ich könnte auch noch sehr viel deutlichere Worte 
finden.  

Ich habe den Betroffenen auch deutlich gesagt: 
Wenn sich dies nicht ändert, werden wir überle-
gen müssen, ob wir ordnungsrechtlich eingreifen 
und zu ganz anderen Strukturen kommen müs-
sen. – Ich will das nicht, ich würde das bedauern. 
Aber was sich die Industrie beim AAV leistet, ist 
zumindest beschämend. Das sollten wir hier so 
deutlich sagen. 

Nächster Punkt: Es ist die Feinstaubproblematik 
angesprochen worden. Leider, Kollege Remmel, 
hatten Sie vergessen, darauf hinzuweisen, dass 
wir einen wegweisenden Antrag eingebracht ha-
ben, Nordrhein-Westfalen als Modellregion zu be-
greifen. Die entsprechenden Vorbereitungen zur 
Umsetzung laufen. Das begrüße ich. 

Frau Watermann-Krass, Sie stellen sich hier in 
Betroffenheitslyrik in Konkurrenz zu Ihrer Aus-
schusssprecherin hin und bedauern die Situation 
im Landesbetrieb Wald und Holz. Wer hat denn 
den Landesbetrieb am 1. Januar 2005 gegründet? 
Waren das die Koalitionsparteien? Sie haben die-
sen Landesbetrieb gegründet – ohne finanzielle 
Rückendeckung und ohne irgendwelche Zu-
kunftsaussichten! Wir haben den Trümmerhaufen 

übernehmen müssen! Wir müssen daraus etwas 
Vernünftiges machen! Wir machen das! 

(Beifall von FDP und CDU) 

Sie beklagen Ihre eigene Dummheit, diesen Lan-
desbetrieb unverantwortlich gegründet zu haben! 
Darum geht es und um nichts anderes! 

(Beifall von FDP und CDU) 

Meine Damen und Herren, ich hatte Ausführun-
gen zum BDF gemacht. Der Bund Deutscher 
Forstleute ist ein allseits anerkannter Verband, mit 
dem wir gerne reden. Dieser Verband hat aller-
dings einen anderen Vorsitzenden verdient als 
Herrn Dierdorf, der in unsäglichen persönlichen 
Angriffen gegen das Parlament und gegen diesen 
Minister vorgegangen ist. Ich kann die Lebensleis-
tung von Herrn Dierdorf im Bereich der Forstwirt-
schaft überhaupt nicht beurteilen; da kenne ich 
seine Spur nicht. Ich kann ihn nur als Vorsitzen-
den des BDF beurteilen und dazu nur sagen: Die-
ser BDF hat einen anderen Vorsitzenden verdient. 
Wenn ein solcher Wechsel jetzt kommt, dann ist 
der BDF wieder ein guter Gesprächspartner. – Ich 
danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Ellerbrock. – Herr Remmel hat sich gemeldet 
und will einen Geschäftsordnungsantrag stellen. 
Ich frage aber zunächst Frau Schulze: Wollen Sie 
noch reden oder nicht? 

(Svenja Schulze [SPD]: Frau Walsken wollte 
noch reden!) 

– Frau Walsken? Okay. Dann gebe ich erst Herrn 
Remmel das Wort und dann Frau Walsken. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die De-
batte hat ja gerade zum Schluss gezeigt, dass 
sowohl der Minister als auch die Fachkolleginnen 
und Fachkollegen zumindest bei der CDU in Sa-
chen Waldverkauf besonders berührt sind. Das 
hat sie wohl getroffen,  

(Beifall von den GRÜNEN) 

dass der Finanzminister hier per Diktat verkündet 
hat – was im Übrigen bei keinem anderen Etat der 
Fall ist –, dass durch Waldverkäufe 28 Millionen 
bis 30 Millionen € zu erbringen sind. Deshalb 
möchten wir, dass über unseren Änderungsantrag 
Drucksache 14/5676 namentlich abgestimmt wird, 
sodass auch Sie sich zu diesem Waldverkauf be-
kennen müssen. 
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Ich will noch das Hintertürchen, das Herr Pick 
versucht hat aufzumachen und das der Minister 
als Möglichkeit angedeutet hat, zumachen. Wir 
haben uns nämlich auch den Waldbericht ange-
schaut. Die nicht aufgestockten Flächen, die Sie 
meinen, machen in der Summe gut 3.800 ha aus. 
Selbst wenn Sie die sämtlich verkaufen würden, 
würden Sie noch nicht die 5.000 ha erreichen, die 
man beabsichtigt zu verkaufen. Und all diese Flä-
chen sind im Großen und Ganzen schlecht ver-
käuflich. Deshalb ist das ein Ablenkungsmanöver.  

Sie wollen Staatswald verkaufen. Dazu müssen 
Sie sich heute bitte schön in namentlicher Ab-
stimmung bekennen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Remmel. – Frau Walsken. 

Gisela Walsken (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege El-
lerbrock, wenn Sie sich hier hinstellen und laut-
hals in diesen Plenarsaal brüllen, dass der Lan-
desbetrieb von uns gegründet wurde, antworte ich 
Ihnen genauso laut: Ja, wir stehen zu dieser 
Gründung! Wir stehen zu diesem Betrieb! Es liegt 
jetzt in Ihrer Hand, aus diesem Betrieb etwas zu 
machen! 

(Lachen von der CDU) 

Aber Sie verkaufen den Wald und nutzen die Mit-
tel zur Haushaltskonsolidierung. Aus meiner Sicht 
ist das unseriös. Ja, wir stehen zu diesem Lan-
desbetrieb! 

(Beifall von der SPD) 

Wir halten den Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen für inhaltlich in Ordnung. 
Wir werden uns aber bei diesem Antrag der 
Stimme enthalten, nicht deshalb, weil wir ihn in-
haltlich nicht wollen, sondern weil wir in unseren 
Haushaltsplanberatungen – ich hatte das hier be-
reits gesagt – den Schwerpunkt in diesem Jahr 
auf den Bereich Kinder, Jugend und Familie ge-
legt und den Haushalt dazu in einer Größenord-
nung von 400 Millionen € umgeschichtet haben. 
Da wir die Deckung, die die Grünen zu diesem 
Antrag anbieten, nicht teilen können, wollen wir 
uns an dieser Stelle enthalten. Das heißt nicht, 
dass wir den Waldverkauf als Mittel zur Haus-
haltskonsolidierung unterstützen. Ganz im Gegen-
teil! Wir haben eine dezidiert andere Position. Das 
ist die Begründung für unser Abstimmungsverhal-
ten. – Herzlichen Dank, meine Damen und Her-
ren.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Zuruf von 
der CDU: Ja oder nein!) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Walsken. – Herr Ellerbrock. 

Holger Ellerbrock (FDP): Frau Kollegin Walsken, 
Sie haben versucht, eine Mär aufzubauen. Sie 
haben erstens richtig gesagt, dass es unter Ihrer 
Verantwortung am 1. Januar 2005 zur Gründung 
des Landesbetriebes Wald und Holz gekommen 
ist. Sie haben aber zweitens nicht gesagt, dass 
Sie diesen Landesbetrieb von Anfang an nicht mit 
einer hinreichenden finanziellen Ausstattung ver-
sehen hatten. 

(Beifall von der FDP) 

Wenn Sie dies heute nicht deutlich darstellen, 
dann unterstelle ich Ihnen eine selektive Wahr-
nehmung der Realität. Sie müssten es als finanz-
politische Sprecherin besser wissen. Wenn Sie 
das hier anders darstellen, ist das eine unter-
schiedliche Wahrnehmung der Realität – um an-
dere Ausdrücke zu vermeiden. – Danke schön. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Ellerbrock. – Meine Damen und Herren, es 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Die Be-
ratung ist damit geschlossen. 

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat gemäß 
§ 43 unserer Geschäftsordnung namentliche 
Abstimmung zu dem Änderungsantrag Druck-
sache 14/5676 beantragt. Das ist die laufende 
Nummer 73 in Ihren Unterlagen. Ich schlage vor, 
dass wir erst diese namentliche Abstimmung 
durchführen, bevor ich dann beginnend bei Num-
mer 66 die anderen Änderungsanträge zur Ab-
stimmung aufrufe.  

Nach § 43 Abs. 2 der Geschäftsordnung erfolgt 
die namentliche Abstimmung durch Aufruf der 
Namen der Abgeordneten. Die Abstimmenden 
haben bei Namensaufruf mit Ja oder Nein zu ant-
worten oder zu erklären, dass Sie sich der Stim-
me enthalten. 

Ich bitte nun die Beisitzer, mit dem Namensaufruf 
zu beginnen. 

(Der Namensaufruf erfolgt. [Namensliste sie-
he Anlage 1])  

Nachdem alle ihre Stimmen abgegeben haben, 
bitte ich die Schriftführer um Auszählung. 

(Die Auszählung erfolgt.) 
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(Vorsitz: Vizepräsident Edgar Moron)  

Vizepräsident Edgar Moron: Meine Damen und 
Herren, wir treten wieder in die Sitzung ein.  

Ich darf Ihnen das Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung zum Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 14/5676 be-
kannt geben: Mit Ja haben elf Abgeordnete ge-
stimmt, mit Nein 96 Abgeordnete. Enthalten ha-
ben sich 62 Abgeordnete. Damit ist dieser Antrag 
mit deutlicher Mehrheit abgelehnt. 

Wir kommen jetzt zu den weiteren Abstimmun-
gen zum Einzelplan 10. 

Ich rufe auf die laufende Nummer 66: Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD Drucksache 
14/5635. Wer ist für diesen Änderungsantrag? – 
Das sind die SPD-Fraktion und die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen. Wer ist dagegen? – CDU 
und FDP. Enthält sich jemand? – Das ist nicht der 
Fall. Damit ist der Antrag mit Mehrheit abgelehnt. 

Ich komme zur laufenden Nummer 67: Ände-
rungsantrag der SPD-Fraktion Drucksache 
14/5636. Wer ist dafür? – SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen. Wer ist dagegen? – CDU und 
FDP. Gibt es Enthaltungen? – Nein. Damit ist der 
Antrag abgelehnt. 

Ich komme zur laufenden Nummer 68: Ände-
rungsantrag der SPD-Fraktion Drucksache 
14/5637. Wer ist dafür? – SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen. Wer ist dagegen? – CDU und 
FDP. Gibt es Enthaltungen? – Nein. Damit ist der 
Antrag abgelehnt. 

Ich komme zur laufenden Nummer 69: Ände-
rungsantrag der SPD-Fraktion Drucksache 
14/5638. Wer ist dafür? – SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen. Wer ist dagegen? – CDU und 
FDP. Gibt es Enthaltungen? – Nein. Dann ist der 
Antrag mit Mehrheit abgelehnt. 

Jetzt kommen wir zur laufenden Nummer 70: Än-
derungsantrag des fraktionslosen Abgeordneten 
Sagel Drucksache 14/5705. Wer ist dafür? – 

(Zurufe von CDU und FDP: Oh!) 

SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Wer ist dage-
gen? – CDU und FDP. Gibt es Enthaltungen? – 
Das ist nicht der Fall. Damit ist auch dieser Antrag 
mit Mehrheit abgelehnt. 

Ich komme zur laufenden Nummer 71: Ände-
rungsantrag des fraktionslosen Abgeordneten 
Sagel Drucksache 14/5706. Wer ist dafür? – 

(Zuruf von der CDU: Niemand!) 

Keiner. Wer ist dagegen? – Enthält sich jemand? 
– Dann ist dieser Antrag bei Stimmenthaltung der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit der Mehrheit 
der Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und 
FDP abgelehnt. 

Wir kommen zur laufenden Nummer 72: Ände-
rungsantrag der SPD Drucksache 14/5651. Wer 
ist dafür? – SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Wer 
ist dagegen? – CDU und FDP. Enthält sich je-
mand? – Das ist nicht der Fall. Damit ist der An-
trag abgelehnt. 

Über den Änderungsantrag mit der laufenden 
Nummer 73 haben wir bereits abgestimmt. 

Wir kommen also zur Abstimmung über den Än-
derungsantrag mit der laufenden Nummer 74: 
Änderungsantrag der Grünen Drucksache 
14/5677. Wer ist dafür? – Bündnis 90/Die Grünen. 
Wer ist dagegen? – CDU und FDP. Wer enthält 
sich? Die SPD-Fraktion. Damit ist dieser Antrag 
abgelehnt. 

Wir kommen jetzt zum letzten Änderungsantrag 
zum Einzelplan 10. Das ist die laufende Num-
mer 75: Änderungsantrag von Bündnis 90/Die 
Grünen Drucksache 14/5675. Wer ist dafür? – 
Bündnis 90/Die Grünen. Wer ist dagegen? – CDU 
und FDP. Wer enthält sich? – Die SPD-Fraktion. 
Damit ist auch dieser Antrag mit Mehrheit abge-
lehnt. 

Meine Damen und Herren, wir stimmen dann ab 
über den Einzelplan 10, und zwar in der Fassung 
der Beschlussempfehlung Drucksache 14/5510. 
Wer dem seine Zustimmung geben will, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Das sind CDU und 
FDP. Wer stimmt dagegen? – Die Oppositionsfrak-
tionen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Wer 
enthält sich? – Niemand. Damit ist der Einzel-
plan 10 mit der Stimmenmehrheit der Koalitions-
fraktionen gegen die Stimmen der Opposition ohne 
Enthaltungen so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, in der Mittagspause 
haben wir über das Ministerium für Innovation, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie bera-
ten. Wir haben aber noch nicht über den Einzel-
plan abgestimmt. Das holen wir jetzt nach.  

Wir kommen also zu den Abstimmungen zum 
Einzelplan 06, und zwar zunächst über die Ände-
rungsanträge mit den laufenden Nummern 61 bis 
65. Ich sage das nur, damit die Parlamentarischen 
Geschäftsführer immer wissen, worüber wir gera-
de abstimmen. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Danke, Herr 
Präsident!) 
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Anlage 1  

 

zu Punkt 1 der Tagesordnung – Haushaltsgesetz 2008 –, Einzelplan 10: Niederschrift über die na-
mentliche Abstimmung zum Änderungsantrag Drucksache 14/5676 

 

 

 

 

 

Abstimmung  
Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion  

ja 
 
nein 

Stimm-
ent- 
haltung

1 Frau Altenkamp SPD   x 

2 Frau Apel-Haefs SPD   x 

3 Frau Asch Grüne x   

4 Herr Aßbrock CDU abwesend 

5 Herr Becker, Andreas SPD   x 

6 Herr Becker, Horst Grüne x   

7 Frau Beer Grüne x   

8 Herr Dr. Behrens SPD   x 

9 Herr Dr. Berger CDU  x  

10 Herr Biesenbach CDU  x  

11 Herr Billmann CDU  x  

12 Herr Bischoff SPD   x 

13 Herr Börschel SPD   x 

14 Frau Freifrau von Boeselager CDU  x  

15 Herr Bollenbach CDU  x  

16 Herr Prof. Dr. Bollermann SPD   x 

17 Frau Dr. Boos SPD   x 

18 Herr Prof. Dr. Bovermann SPD   x 

19 Herr Brakelmann CDU  x  

20 Herr Dr. Brinkmeier CDU abwesend 

21 Herr Brockes FDP  x  

22 Frau Brüning CDU  x  

23 Frau Brunert-Jetter CDU  x  
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Abstimmung  
Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion  

ja 
 
nein 

Stimm-
ent- 
haltung

24 Frau Brunn SPD   x 

25 Herr Burkert CDU  x  

26 Herr Clauser CDU  x  

27 Herr Deppe CDU  x  

28 Frau van Dinther CDU  x  

29 Frau Doppmeier CDU  x  

30 Herr Dr. Droste CDU  x  

31 Frau Düker Grüne x   

32 Herr Einmahl CDU  x  

33 Herr Eiskirch SPD   x 

34 Herr Ellerbrock FDP  x  

35 Herr Ellinghaus CDU  x  

36 Herr Engel FDP  x  

37 Herr Eumann SPD abwesend 

38 Frau Fasse CDU  x  

39 Herr Fehring CDU  x  

40 Frau Freimuth FDP  x  

41 Herr Garbrecht SPD   x 

42 Herr Gatter SPD   x 

43 Frau Gebhard SPD abwesend 

44 Herr Giebels CDU  x  

45 Frau Gießelmann SPD abwesend 

46 Frau Gödecke SPD   x 

47 Frau Gottschlich SPD   x 

48 Herr Groschek SPD   x 

49 Herr Große Brömer SPD   x 

50 Herr Groth Grüne x   

51 Herr Grunendahl CDU  x  

52 Herr Dr. Hachen CDU  x  

53 Frau Hack SPD abwesend 

54 Frau Hammelrath SPD   x 

55 Herr Haseloh SPD   x 
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Abstimmung Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion  

ja 
 
nein 

Stimm-
ent- 
haltung

56 Herr Hegemann CDU  x  

57 Frau Hendricks SPD   x 

58 Herr Henke CDU  x  

59 Herr Hilser SPD   x 

60 Herr Hollstein CDU  x  

61 Herr Hovenjürgen CDU  x  

62 Frau Howe SPD abwesend 

63 Herr Hüsken CDU  x  

64 Herr Jäger SPD   x 

65 Herr Jarzombek CDU  x  

66 Herr Jörg SPD   x 

67 Herr Jostmeier CDU  x  

68 Herr Jung SPD   x 

69 Herr Kaiser, Klaus CDU  x  

70 Herr Kaiser, Peter CDU  x  

71 Herr Dr. Karthaus SPD   x 

72 Frau Kastner CDU  x  

73 Herr Kemper CDU  x  

74 Herr Kern CDU  x  

75 Herr Keymis Grüne x   

76 Frau Kieninger SPD   x 

77 Herr Killewald SPD   x 

78 Herr Kleff CDU  x  

79 Herr Klein CDU  x  

80 Frau Klöpper CDU  x  

81 Herr Knieps CDU  x  

82 Herr Körfges SPD   x 

83 Frau Kordowski CDU  x  

84 Frau Koschorreck SPD   x 

85 Frau Kraft SPD   x 

86 Herr Kramer SPD   x 

87 Frau Krauskopf SPD abwesend 



Landtag  06.12.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/77 
 

 

 

9092

 

Abstimmung  
Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion  

ja 
 
nein 

Stimm-
ent- 
haltung

88 Herr Kress CDU  x  

89 Herr Krückel CDU  x  

90 Herr Kruse CDU  x  

91 Herr Kuhmichel CDU  x  

92 Herr Kuschke SPD   x 

93 Herr Kutschaty SPD abwesend 

94 Herr Laumann CDU  x  

95 Herr Lehne CDU  x  

96 Herr Leuchtenberg SPD   x 

97 Herr Lienenkämper CDU  x  

98 Herr Lindner FDP  x  

99 Herr Link SPD   x 

100 Herr Dr. Linssen CDU abwesend 

101 Frau Löhrmann Grüne x   

102 Herr Löttgen CDU  x  

103 Herr Lohn CDU  x  

104 Herr Lorth CDU  x  

105 Herr Luckey CDU  x  

106 Herr Lux CDU  x  

107 Frau Meurer SPD   x 

108 Frau Milz CDU  x  

109 Herr Möbius CDU  x  

110 Frau Monheim CDU  x  

111 Herr Moron SPD   x 

112 Herr Müller CDU  x  

113 Frau Nell-Paul SPD abwesend 

114 Herr Ortgies CDU  x  

115 Herr Dr. Orth FDP  x  

116 Herr Palmen CDU  x  

117 Herr Dr. Papke FDP  x  

118 Herr Peschkes SPD   x 

119 Herr Dr. Petersen CDU  x  
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Abstimmung  
Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion  

ja 
 
nein 

Stimm-
ent- 
haltung

120 Herr Pick CDU  x  

121 Frau Pieper-von Heiden FDP  x  

122 Herr Post CDU abwesend 

123 Herr Preuß CDU  x  

124 Herr Priggen Grüne x   

125 Herr Rasche FDP  x  

126 Herr Ratajczak CDU  x  

127 Herr Recker CDU  x  

128 Herr Remmel Grüne x   

129 Herr Röken SPD   x 

130 Herr Römer SPD abwesend 

131 Herr Dr. Romberg FDP  x  

132 Herr Dr. Rudolph SPD   x 

133 Frau Rühl CDU  x  

134 Herr Dr. Rüttgers CDU  x  

135 Frau Ruff-Händelkes SPD   x 

136 Frau Ruhkemper SPD   x 

137 Herr Sagel fraktionslos abwesend 

138 Herr Sahnen CDU  x  

139 Frau Schäfer SPD   x 

140 Herr Schartau SPD abwesend 

141 Herr Schemmer CDU  x  

142 Herr Schick CDU  x  

143 Herr Schittges CDU  x  

144 Herr Schmeltzer SPD   x 

145 Herr Schmitz CDU  x  

146 Frau Schneppe SPD abwesend 

147 Herr Schroeren CDU  x  

148 Herr Schulte, Bernd CDU  x  

149 Herr Schulte, Hubert CDU  x  

150 Herr Schultheis SPD   x 

151 Frau Schulze SPD   x 
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Abstimmung  
Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion  

ja 
 
nein 

Stimm-
ent- 
haltung

152 Frau Schwarz-Schumann SPD   x 

153 Herr Seel CDU  x  

154 Frau Dr. Seidl Grüne x   

155 Herr Sendker CDU  x  

156 Herr Sichau SPD   x 

157 Frau Sikora SPD   x 

158 Herr Solf CDU  x  

159 Herr Stahl CDU  x  

160 Frau Steffens Grüne x   

161 Herr Prof. Dr.Dr. Sternberg CDU  x  

162 Herr Stinka SPD   x 

163 Herr Stotko SPD   x 

164 Frau Stotz SPD   x 

165 Herr Stüttgen SPD   x 

166 Frau Talhorst SPD   x 

167 Herr Tenhumberg CDU  x  

168 Frau Tillmann SPD   x 

169 Herr Töns SPD   x 

170 Herr Trampe-Brinkmann SPD   x 

171 Herr Tüttenberg SPD   x 

172 Herr Uhlenberg CDU  x  

173 Herr Unruhe SPD   x 

174 Frau Veldhues SPD   x 

175 Frau Walsken SPD   x 

176 Frau Watermann-Krass SPD   x 

177 Herr Weisbrich CDU  x  

178 Frau Westerhorstmann CDU  x  

179 Herr Westkämper CDU  x  

180 Frau Wiegand SPD abwesend 

181 Herr Wilp CDU  x  

182 Herr Wirtz, Axel CDU  x  

183 Herr Wirtz, Josef CDU  x  
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Abstimmung  
Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion  

ja 
 
nein 

Stimm-
ent- 
haltung

184 Herr Wißen SPD   x 

185 Herr Witzel FDP  x  

186 Herr Dr. Wolf FDP abwesend 

187 Herr Wüst CDU  x  
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